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Einleitung

Die Konzeptvergabe im Bereich Wohnungsbau 
bietet Kommunen die Möglichkeit, Bauprojekte 
gezielt zu steuern und sicherzustellen, dass städte-
bauliche und soziale Ziele erreicht werden. Um den 

CHECKLISTE KONZEPTVERGABE –  
AUSFÜHRLICH – TEIL A (VERFAHRENS
BEDINGUNGEN) UND B (FRAGEN  
KATALOG + INHALTLICHE VORGABEN) 
Handreichung zur Konzeptvergabe  
im Wohnungsbau

richtigen Investor oder Bauträger zu finden, ist es 
entscheidend, gezielte und relevante Fragen zu stel-
len, die die Kompetenz, Zuverlässigkeit und das 
Konzept des Bewerbers beleuchten.

A.1 Verkäufer

• Eigentümer und Verkäufer des Grundstücks

• Ansprechpartner

A.2 Verfahrensbetreuung

Externe Betreuung oder interne Bereuung

Die Verfahrensbetreuung spielt eine zentrale Rolle im 
Konzeptvergabeverfahren, da sie die Koordination 
und Durchführung des gesamten Verfahrensprozesses 
sicherstellt. Eine effiziente und kompetente Verfah-
rensbetreuung kann den Ablauf wesentlich erleich-
tern und die Qualität der Ergebnisse verbessern. Es 
gibt zwei Hauptoptionen für die Verfahrensbetreu-
ung: externe Betreuung und interne Betreuung.

TEIL A 
Allgemeine Verfahrensbedingungen 

Externe Betreuung

Bei der externen Betreuung wird die Organisation 
und Durchführung des Verfahrens an ein externes 
Dienstleistungsunternehmen oder eine speziali-
sierte Agentur vergeben. Diese externen Berater 
bringen oft umfangreiche Erfahrung und spezi-
fisches Fachwissen mit, was die Qualität und Effi-
zienz des Verfahrens steigern kann.

Beispiele für externe Betreuung:

• Architekturbüros und Stadtplanungsbüros:
Diese können nicht nur die Durchführung des
Verfahrens betreuen, sondern auch städtebauli-
che und architektonische Expertise einbringen.

Beispiel: Ein renommiertes Architekturbüro wird
beauftragt, das Verfahren zu betreuen, um si-
cherzustellen, dass die eingereichten Konzepte
sowohl architektonisch anspruchsvoll als auch
funktional sind.
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Interne Betreuung

Bei der internen Betreuung wird das Verfahren von 
der Kommune selbst organisiert und durchgeführt. 
Dies kann durch eigene Mitarbeiter oder eine spe-
ziell eingerichtete Arbeitsgruppe erfolgen.

Beispiele für interne Betreuung:

 • Kommunale Bauämter: Diese Abteilungen 
haben oft das nötige Fachwissen und die Erfah-
rung, um ein Konzeptvergabeverfahren intern zu 
betreuen.

 Beispiel: Das Bauamt der Stadt übernimmt die 
gesamte Verfahrensbetreuung, von der Erstel-
lung der Ausschreibungsunterlagen bis zur Be-
wertung der eingereichten Konzepte.

 • Interdisziplinäre Arbeitsgruppen: Diese Grup-
pen können aus Mitarbeitern verschiedener 
kommunaler Abteilungen bestehen, wie z.B. 
Stadtplanung, Recht und Finanzen.

 Beispiel: Eine Arbeitsgruppe bestehend aus Ver-
tretern des Stadtplanungsamtes, des Rechtsam-
tes und des Finanzamtes wird eingerichtet, um 
das Verfahren gemeinschaftlich zu betreuen.

 • Projektbeauftragte: Ein oder mehrere Mitarbei-
ter werden speziell für die Verfahrensbetreuung 
abgestellt und geschult.

 Beispiel: Ein erfahrener Mitarbeiter der Stadtver-
waltung wird zum Projektbeauftragten ernannt 
und erhält eine entsprechende Weiterbildung, 
um das Vergabeverfahren zu leiten.

Vorteile der internen Betreuung:

 • Kostenersparnis: Die internen Betreuungskos-
ten sind in der Regel niedriger, da keine externen 
Dienstleister bezahlt werden müssen.

 • Flexibilität: Die Kommune kann flexibel und 
schnell auf Änderungen und neue Anforderun-
gen reagieren.

 • Beratungsunternehmen für Vergabeverfahren: 
Diese Unternehmen sind auf die rechtlichen und 
organisatorischen Aspekte von Vergabeverfah-
ren spezialisiert und können helfen, den Prozess 
rechtssicher und effizient zu gestalten.

 Beispiel: Ein spezialisiertes Vergabeberatungs-
unternehmen wird engagiert, um die Einhaltung 
aller gesetzlichen Vorgaben sicherzustellen und 
den gesamten Prozess von der Ausschreibung bis 
zur Vergabe zu koordinieren.

 • Projektmanagementbüros: Diese Büros kön-
nen die gesamte Projektkoordination überneh-
men, von der Planung über die Durchführung 
bis zur Nachbereitung.

 • Beispiel: Ein Projektmanagementbüro wird be-
auftragt, um alle Aspekte der Verfahrenskoor-
dination zu übernehmen, einschließlich der 
Kommunikation mit den Bewerbern und der 
Verwaltung aller Fristen und Meilensteine.

Vorteile der externen Betreuung:

 • Fachwissen und Erfahrung: Externe Dienst-
leister bringen spezialisiertes Wissen und um-
fangreiche Erfahrung in die Durchführung von 
Konzeptvergaben ein.

 • Unabhängigkeit: Externe Betreuer können ob-
jektiv und neutral agieren, was die Transparenz 
und Fairness des Verfahrens erhöhen kann.

 • Ressourcenentlastung: Die Auslagerung der 
Verfahrensbetreuung entlastet die internen Res-
sourcen der Kommune, sodass diese sich auf an-
dere Aufgaben konzentrieren können.

Nachteile der externen Betreuung:

 • Kosten: Externe Dienstleister sind oft mit höhe-
ren Kosten verbunden.

 • Abhängigkeit: Eine starke Abhängigkeit von ex-
ternen Betreuern kann entstehen, insbesondere 
wenn internes Wissen und Kompetenz im Be-
reich der Konzeptvergabe fehlen.
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 • Wissenserhalt: Durch die interne Betreuung 
bleiben das Wissen und die Erfahrung im Be-
reich Konzeptvergabe innerhalb der Kommune 
erhalten.

Nachteile der internen Betreuung:

 • Ressourcenbedarf: Die interne Betreuung er-
fordert ausreichend Personal und Kapazitäten, 
was die bestehende Belegschaft belasten kann.

 • Erfahrungsmangel: Wenn die Kommune wenig 
Erfahrung mit Konzeptvergaben hat, kann dies 
die Qualität des Verfahrens beeinträchtigen.

 • Objektivität: Es kann schwieriger sein, die Un-
abhängigkeit und Objektivität des Verfahrens zu 
gewährleisten, wenn interne Mitarbeiter betei-
ligt sind.

 • Rechtlicher Hintergrund: Oft fehlt die juristi-
sche Expertise in den entsprechenden Fachab-
teilungen, so dass die Konzeptvergabe rechtliche 
Fallstricke haben könnte.

Fazit

Die Wahl zwischen externer und interner Betreu-
ung hängt von verschiedenen Faktoren ab, wie den 
verfügbaren Ressourcen, dem benötigten Fachwissen 
und den spezifischen Anforderungen des Projekts. 
Beide Ansätze haben ihre Vor- und Nachteile, und es 
kann sinnvoll sein, in bestimmten Fällen eine Kom-
bination aus beiden zu nutzen, um die bestmöglichen 
Ergebnisse zu erzielen.

A.3 Anlass und Ziel

Die Festlegung des Anlasses und der Ziele für die Kon-
zeptvergabe ist ein wesentlicher Schritt, um die Er-
wartungen und Anforderungen der Kommune klar zu 
definieren. Diese Vorgaben dienen als Grundlage für 
die Bewertung der eingereichten Konzepte und stellen 
sicher, dass das Projekt den städtebaulichen und struk-
turellen Bedürfnissen der Gemeinde entspricht.

Städtebauliche und strukturelle Zielset
zung für die Bebauung des Grundstücks

Städtebauliche Zielsetzungen

Die städtebaulichen Zielsetzungen geben vor, wie 
sich das geplante Bauprojekt ins bestehende Stadt-
bild und die Umgebung einfügen soll. Hierzu zäh-
len unter anderem die Integration in die vorhandene 
Infrastruktur, die Berücksichtigung der historischen 
und kulturellen Gegebenheiten sowie die Förderung 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung.

Beispiele für städtebauliche Zielsetzungen:

 • Integration ins Stadtbild:

 Das neue Bauprojekt soll sich harmonisch in die 
bestehende Bebauung einfügen und das Stadt-
bild aufwerten.

 Beispiel: Das Gebäude soll eine ähnliche Höhe 
und Fassadengestaltung wie die umliegenden 
Bauten aufweisen, um ein einheitliches Stadtbild 
zu gewährleisten.

 • Förderung von Nachhaltigkeit:

 Das Projekt soll ökologische und nachhaltige 
Bauweisen fördern, um den ökologischen Fuß-
abdruck der Gemeinde zu verringern.

 Beispiel: Die Nutzung von regenerativen Ener-
gien, energieeffizienten Bauweisen und nachhal-
tigen Materialien soll ein zentrales Element des 
Bauprojekts sein.

 • Verbesserung der Infrastruktur:

 Das Bauvorhaben soll die bestehende Infrastruk-
tur ergänzen und verbessern, z.B. durch den Bau 
neuer Straßen, Gehwege oder öffentlicher Plätze.

 Beispiel: Der Neubau soll einen direkten Zu-
gang zu öffentlichen Verkehrsmitteln bieten und 
durch neue Fußwege die Verbindung zu nahege-
legenen Parks und Schulen verbessern.
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 • Stärkung der sozialen Infrastruktur:

 Das Projekt soll Einrichtungen wie Kindergärten, 
Schulen und Freizeiteinrichtungen integrieren, 
um die Lebensqualität der Bewohner zu steigern.

 Beispiel: Geplant ist die Errichtung einer Kinder-
tagesstätte im Erdgeschoss des Gebäudes, um Fa-
milien in der Umgebung zu unterstützen.

Strukturelle Zielsetzungen

Die strukturellen Zielsetzungen betreffen die 
funktionalen und organisatorischen Aspekte des 
Bauprojekts. Sie legen fest, wie die Nutzung des 
Gebäudes aussehen soll, welche Zielgruppen an-
gesprochen werden und wie das Projekt zur wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung der Ge-
meinde beitragen kann.

Beispiele für strukturelle Zielsetzungen:

 • Schaffung von Wohnraum:

 Das Projekt soll dringend benötigten Wohnraum 
bereitstellen, insbesondere bezahlbare Wohnun-
gen für Familien, Senioren und sozial schwächere 
Gruppen.

 Beispiel: 30% der neu entstehenden Wohneinhei-
ten sollen als sozialer Wohnungsbau ausgewiesen 
werden, um den Bedarf an bezahlbarem Wohn-
raum zu decken.

 • Nutzungsgemischte Entwicklung:

 Es soll eine Mischung aus Wohn-, Arbeits- und 
Freizeitnutzungen geschaffen werden, um ein le-
bendiges und multifunktionales Stadtquartier zu 
entwickeln.

 Beispiel: Im Erdgeschoss des Gebäudes sollen 
Gewerbeeinheiten wie Cafés und kleine Läden 
entstehen, während die oberen Etagen für Woh-
nungen und Büros vorgesehen sind.

 • Wirtschaftliche Entwicklung:

 Durch das Projekt sollen Arbeitsplätze geschaf-
fen und die lokale Wirtschaft gestärkt werden.

 Beispiel: In den Gewerbeeinheiten sollen bevor-
zugt lokale Unternehmen angesiedelt werden, 
um die wirtschaftliche Basis der Gemeinde zu 
stärken.

Formulierung der Ziele

Die Ziele sollten klar, spezifisch und messbar for-
muliert werden, um eine präzise Bewertung der 
eingereichten Konzepte zu ermöglichen. Dies kann 
durch eine detaillierte Beschreibung der gewünsch-
ten Ergebnisse und der Kriterien, anhand derer die 
Zielerreichung gemessen wird, erfolgen.

Beispielhafte Formulierung von Zielen:

 • Integration ins Stadtbild:

 „Das Projekt soll sich durch eine harmonische 
Fassadengestaltung und eine abgestimmte Ge-
bäudehöhe ins bestehende Stadtbild einfügen 
und zur optischen Aufwertung der Umgebung 
beitragen.“

 • Schaffung von Wohnraum:

 „Es sind insgesamt 100 Wohneinheiten zu schaf-
fen, davon mindestens 15% als sozialer Woh-
nungsbau und weitere 20% als barrierefreie 
Wohnungen.“

 • Nutzungsgemischte Entwicklung:

 „Das Gebäude soll im Erdgeschoss mindestens 
fünf Gewerbeeinheiten umfassen, die flexibel als 
Ladenlokale, Büros oder gastronomische Betrie-
be genutzt werden können.“
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Fazit

Die Definition von Anlass und Ziel ist essenziell, um 
die Richtung und die Anforderungen des Konzept-
vergabeverfahrens klar zu bestimmen. Durch präzise 
und wohlüberlegte Zielsetzungen können Kommu-
nen sicherstellen, dass die eingereichten Konzepte den 
städtebaulichen und strukturellen Bedürfnissen ent-
sprechen und langfristig zur positiven Entwicklung 
der Gemeinde beitragen.

A.4 Art des Verfahrens

 • einstufiges Verfahren, mehrstufiges Verfahren, 
Präqualifikation, anonym

 • Teilnehmerkreis, Anzahl Teilnehmer

 • Beurteilungsgremium

 • Festpreis oder Angebotsverfahren

 • Vergabeentscheidung

 • Einbindung Gemeinderat

Die Art des Verfahrens beschreibt die Struktur und 
den Ablauf des Konzeptvergabeverfahrens. Die Wahl 
des Verfahrens beeinflusst die Transparenz, Fairness 
und Effizienz der Vergabe. Es gibt verschiedene An-
sätze, die je nach Komplexität des Projekts und den 
spezifischen Anforderungen der Kommune gewählt 
werden können.

Einstufiges Verfahren

Im einstufigen Verfahren werden alle Bewerber 
gleichzeitig aufgefordert, ihre Konzepte einzurei-
chen. Diese Konzepte werden dann anhand festge-
legter Kriterien bewertet, und der beste Vorschlag 
wird ausgewählt.

Vorteile:

 • Schnelligkeit: Das Verfahren ist weniger zeit-
aufwendig als mehrstufige Verfahren.

 • Einfachheit: Es ist einfacher zu organisieren und 
durchzuführen.

Nachteile:

 • Weniger detaillierte Prüfung: Es besteht die 
Gefahr, dass weniger gründlich geprüft wird, da 
alle Informationen in einem Schritt bereitgestellt 
werden müssen.

 • Eingeschränkte Anpassung: Es gibt keine Mög-
lichkeit, die Anforderungen während des Prozes-
ses zu verfeinern.

Mehrstufiges Verfahren

Im mehrstufigen Verfahren erfolgt die Auswahl 
der Bewerber in mehreren Phasen. Häufig beginnt 
das Verfahren mit einer Präqualifikation, gefolgt 
von detaillierteren Konzeptvorstellungen und Ver-
handlungen.

Vorteile:

 • Gründlichkeit: Bietet eine gründlichere Prü-
fung der Bewerber und ihrer Konzepte.

 • Flexibilität: Ermöglicht Anpassungen und Ver-
feinerungen der Anforderungen in jeder Phase.

Nachteile:

 • Zeitaufwand: Das Verfahren dauert länger und 
erfordert mehr Ressourcen.

 • Komplexität: Die Organisation und Durchfüh-
rung sind aufwendiger.

Präqualifikation

Die Präqualifikation dient dazu, die Anzahl der Be-
werber zu reduzieren, indem nur die geeignetsten 
Bewerber ausgewählt werden, um detaillierte Kon-
zepte einzureichen. Dies erfolgt durch eine erste 
Bewertung der Qualifikationen und Referenzen.

Beispiele:

 • Nachweis früherer Projekte ähnlicher Art und 
Größe

 • finanzielle Leistungsfähigkeit

 • technische und personelle Ausstattung
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Vorteile:

 • Effizienz: Reduziert die Anzahl der detaillierten 
Prüfungen und fokussiert auf die qualifiziertes-
ten Bewerber.

 • Qualität: Stellt sicher, dass nur Bewerber mit rele-
vanter Erfahrung und Ressourcen weiterkommen.

Anonymes Verfahren

Ein anonymisiertes Verfahren gewährleistet eine 
faire und objektive Bewertung der eingereichten 
Konzepte. Während der Kommune bekannt ist, 
wer die Teilnehmer sind und von wem die Pla-
nungsunterlagen stammen, bleibt diese Informa-
tion für die Jury anonym. Die Jury bewertet aus-
schließlich die neutral eingereichten Unterlagen, 
ohne zu wissen, von wem sie stammen.

Fragen, die während des Verfahrens gestellt wer-
den, werden anonymisiert beantwortet und allen 
Teilnehmern zur Verfügung gestellt. Die Teilneh-
mer wissen weder, wer die anderen Teilnehmer 
sind, noch wie viele es insgesamt sind. Dieses Ver-
fahren stellt sicher, dass die Entscheidung der Jury 
unabhängig und nur auf Basis der Qualität der Ent-
würfe erfolgt.

Vorteile:

 • Gleichbehandlung: Minimiert die Gefahr von 
Vorurteilen oder Bevorzugungen.

 • Objektivität: Fördert eine Bewertung, die aus-
schließlich auf den Inhalten der Bewerbungen 
basiert.

Nachteile:

 • Eingeschränkte Kommunikation: Erschwert 
die direkte Kommunikation und Klärung von 
Fragen während des Verfahrens.

Teilnehmerkreis, Anzahl Teilnehmer

Der Teilnehmerkreis und die Anzahl der Teilneh-
mer sollten klar definiert werden, um das Verfahren 
effizient und transparent zu gestalten. Eine Begren-
zung der Teilnehmer führt zu höherem Interesse 
der Bauträger (Empfehlung 10 Teilnehmer).

Beispiele:

 • Öffentliche Ausschreibung: Alle interessierten 
und qualifizierten Bauträger und Investoren kön-
nen teilnehmen.

 • Einladung: Nur eine ausgewählte Gruppe von 
qualifizierten Bewerbern wird zur Teilnahme 
eingeladen.

Anzahl Teilnehmer:

 • Offen: Keine/teilweise Begrenzung der Anzahl 
der Teilnehmer. s.o.

 • Begrenzt: Festlegung einer maximalen Anzahl 
von Teilnehmern, die zum Verfahren zugelassen 
werden.

Beurteilungsgremium

Das Beurteilungsgremium besteht aus Experten, 
die die eingereichten Konzepte bewerten. Es sollte 
aus Vertretern verschiedener relevanter Diszipli-
nen bestehen, um eine umfassende Bewertung zu 
gewährleisten. Auf ein ausgewogenes Verhältnis 
der Mitglieder/Fachleute sollte geachtet werden 
und kann sich je nach Projekt unterschiedlich zu-
sammensetzen.

Beispiele für Mitglieder:

 • Vertreter der Kommune: Stadtplaner, Architek-
ten, Finanzexperten

 • Externe Fachleute: unabhängige Architekten, 
Stadtplaner, Juristen

 • Politische Vertreter: Mitglieder des Gemeinderats
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Vorteile:

 • Fachliche Kompetenz: Stellt sicher, dass die Be-
wertung auf fundiertem Fachwissen basiert.

 • Objektivität: Durch eine diverse Zusammen-
setzung des Gremiums wird die Objektivität der 
Bewertung erhöht.

Festpreis oder Angebotsverfahren

Die Vergabe kann entweder zum Festpreis oder 
durch ein Angebotsverfahren erfolgen.

Festpreisverfahren:

 • Der Preis für das Grundstück oder das Projekt ist 
festgelegt und nicht verhandelbar.

 • Bewerber konkurrieren hauptsächlich auf Basis 
der Qualität ihres Konzepts.

Angebotsverfahren:

 • Bewerber geben Gebote ab, und der Preis wird 
als Teil der Bewertungskriterien berücksichtigt. 
Die Gewichtung sollte bei max. 30% liegen.

 • Höchstgebot: Das höchste Gebot gewinnt, vo-
rausgesetzt, das Konzept erfüllt die qualitativen 
Anforderungen.

Vergabeentscheidung

Die Entscheidung über die Vergabe sollte klar und 
transparent getroffen und kommuniziert werden. 
Dies umfasst die Bewertung der Konzepte und die 
finale Auswahl des Gewinners. Die Vergabekriteri-
en sollten daher bereits in der Ausschreibung vorab 
deutlich kommuniziert werden.

Kriterien:

 • Qualität des Konzepts: städtebauliche Integra-
tion, architektonische Gestaltung, Nachhaltigkeit

 • Wirtschaftliche Aspekte: Preisangebot, Finan-
zierungsplan

 • Soziale Aspekte: Beitrag zur sozialen Infrastruk-
tur, Schaffung von bezahlbarem Wohnraum

Einbindung Gemeinderat

Der Gemeinderat sollte in die Entscheidung über 
die Vergabe einbezogen werden, um die politische 
Legitimität und Unterstützung für das Projekt zu 
gewährleisten.

Schritte zur Einbindung:

 • Information: Regelmäßige Berichte an den Ge-
meinderat über den Fortschritt des Verfahrens.

 • Beratung: Einbeziehung des Gemeinderats in 
die Diskussion und Bewertung der Konzepte.

 • Beschlussfassung: Finale Entscheidung und 
Vergabe durch den Gemeinderat.

Vorteile:

 • Transparenz: Erhöht die Transparenz und Ak-
zeptanz des Verfahrens in der Öffentlichkeit.

 • Legitimität: Stärkt die politische Unterstützung 
und Legitimität des Projekts.

Fazit

Die Wahl der Art des Verfahrens und die klare Defi-
nition der Beteiligten und Abläufe sind entscheidend 
für den Erfolg der Konzeptvergabe. Durch eine sorg-
fältige Planung und Umsetzung kann sichergestellt 
werden, dass das Verfahren transparent, fair und ef-
fizient ist, und dass die besten Konzepte ausgewählt 
werden, die den langfristigen städtebaulichen und 
sozialen Zielen der Kommune entsprechen.

A.5 Verfahrensablauf

 • 1. Stufe: Bewerbung um die Teilnahme am Ver-
fahren

 • 2. Stufe: Vorlage des Bebauungskonzepts, Bestä-
tigung Kaufpreis

 • 3. Stufe: Vergabeverhandlung

Der Verfahrensablauf einer Konzeptvergabe besteht 
typischerweise aus mehreren klar definierten Stufen. 
Jede Stufe dient dazu, die Bewerber schrittweise zu 
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prüfen und das bestgeeignete Konzept für die Bebau-
ung auszuwählen. Hier ist ein detaillierter Überblick 
über die einzelnen Stufen des Verfahrens:

1. Stufe: Bewerbung um die Teilnahme 
am Verfahren

In dieser ersten Stufe wird eine breite Anzahl an 
Bewerbern eingeladen, sich um die Teilnahme am 
Verfahren zu bewerben. Ziel dieser Stufe ist es, eine 
Vorauswahl zu treffen und sicherzustellen, dass nur 
qualifizierte und geeignete Bewerber in die nächste 
Runde gelangen.

Ablauf:

1. Ausschreibung: Die Ausschreibung des Ver-
fahrens wird öffentlich bekannt gemacht, z.B. 
über Amtsblätter, die Webseite der Kommune 
oder regionale Medien.

2. Einreichung der Bewerbungen: Interessierte 
Bauträger und Investoren reichen ihre Bewer-
bungsunterlagen ein, die in der Regel Nachwei-
se über ihre Qualifikation, Referenzen früherer 
Projekte und finanzielle Leistungsfähigkeit 
enthalten.

3. Prüfung der Bewerbungen: Die eingereichten 
Unterlagen werden von einem Prüfungsgremi-
um auf Vollständigkeit und Erfüllung der Teil-
nahmevoraussetzungen hin geprüft.

4. Auswahl der Bewerber: Geeignete Bewerber 
werden ausgewählt und zur Teilnahme an der 
zweiten Stufe eingeladen. Bewerber, die die 
Anforderungen nicht erfüllen, werden entspre-
chend informiert.

Beispielhafte Anforderungen:

 • Nachweis früherer erfolgreicher Projekte ähnli-
cher Art und Größe

 • Finanzielle Bonität und Nachweise der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit

 • Qualifikation und Erfahrung des Projektteams

Ziel: Sicherstellung, dass nur qualifizierte und fä-
hige Bewerber in die nächste Runde gelangen.

2. Stufe: Vorlage des Bebauungskon
zepts, Bestätigung Kaufpreis

In der zweiten Stufe wird von den ausgewählten 
Bewerbern ein detailliertes Bebauungskonzept ge-
fordert. Diese Konzepte werden anschließend be-
wertet und miteinander verglichen.

Ablauf:

1. Einreichung der Konzepte: Die Bewerber rei-
chen ihre Bebauungskonzepte ein. Diese um-
fassen typischerweise städtebauliche und archi-
tektonische Planungen, Konzepte zur Nutzung 
und Nachhaltigkeit sowie eine Bestätigung des 
angebotenen Kaufpreises.

2. Bewertung der Konzepte: Ein Bewertungs-
gremium, bestehend aus Fachleuten und Ver-
tretern der Kommune, prüft und bewertet die 
eingereichten Konzepte anhand festgelegter 
Kriterien.

3. Präsentation: Gegebenenfalls werden die Be-
werber eingeladen, ihre Konzepte in einer 
Präsentation vorzustellen und Fragen des Gre-
miums zu beantworten. (nur bei NICHT ano-
nymisierten Verfahren)

4. Bewertung und Auswahl: Die Konzepte wer-
den nach den Kriterien bewertet und die bes-
ten Konzepte werden für die nächste Stufe aus-
gewählt.

Beispielhafte Bewertungskriterien:

 • städtebauliche Integration und architektonische 
Qualität

 • Nachhaltigkeitsaspekte und Energieeffizienz

 • Nutzungskonzept und Zielgruppenansprache

 • wirtschaftliche Tragfähigkeit und Finanzie-
rungsplan
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Ziel: Auswahl der besten und umsetzbaren Kon-
zepte, die den städtebaulichen und sozialen Zielen 
der Kommune entsprechen.

3. Stufe: Vergabeverhandlung

In der dritten und finalen Stufe finden Verhandlun-
gen mit den ausgewählten Bewerbern statt, um die 
endgültigen Bedingungen festzulegen und die Ver-
gabe zu finalisieren.

Ablauf:

1. Einladung zur Verhandlung: Die Bewerber, 
deren Konzepte in der zweiten Stufe ausgewählt 
wurden, werden zu Verhandlungen eingeladen.

2. Verhandlungsgespräche: In den Verhandlun-
gen werden die Details der Umsetzung, etwai-
ge Anpassungen der Konzepte und die finalen 
Konditionen besprochen. Hierbei können 
auch juristische und finanzielle Aspekte geklärt 
werden.

3. Endgültige Bewertung: Nach den Verhand-
lungen bewertet das Gremium die finalen An-
gebote erneut unter Berücksichtigung der Ver-
handlungsergebnisse.

4. Vergabeentscheidung: Das Gremium trifft die 
endgültige Vergabeentscheidung und der Ge-
meinderat wird eingebunden, um die Entschei-
dung zu bestätigen.

5. Vertragsschluss: Nach der Entscheidung er-
folgt der Abschluss der Verträge, einschließlich 
der Kaufverträge und eventueller ergänzender 
Vereinbarungen.

Ziel: Finale Auswahl und vertragliche Bindung des 
besten Bewerbers, um das Projekt erfolgreich zu 
starten.

Fazit

Der strukturierte Verfahrensablauf in mehreren Stu-
fen ermöglicht eine gründliche Prüfung und Auswahl 
der besten Bewerber und Konzepte. Durch klare Kri-
terien und transparente Verfahren kann die Kommu-
ne sicherstellen, dass das ausgewählte Projekt die ge-
wünschten städtebaulichen und sozialen Ziele erfüllt 
und erfolgreich umgesetzt wird.

A.6 Teilnahmevoraussetzungen

Bauträger, Investoren, Projektentwicklungsgesell-
schaften, private Bauherren, Baugemeinschaften, 
Baugenossenschaften etc.

Die Teilnahmevoraussetzungen für das Konzeptver-
gabeverfahren legen fest, welche Kriterien Bewerber 
erfüllen müssen, um am Verfahren teilnehmen zu 
können. Diese Voraussetzungen dienen dazu, sicher-
zustellen, dass nur qualifizierte und geeignete Bewer-
ber in den Auswahlprozess einbezogen werden. Hier-
bei können unterschiedliche Arten von Bewerbern 
zugelassen werden – wie Bauträger, Investoren, Pro-
jektentwicklungsgesellschaften, private Bauherren, 
Baugemeinschaften und Baugenossenschaften.

Typen von Bewerbern

Bauträger

 • Definition: Bauträger sind Unternehmen, die 
Grundstücke erwerben, bebauen und die ferti-
gen Gebäude anschließend verkaufen.

 • Voraussetzungen: Nachweise über die erfolgrei-
che Umsetzung ähnlicher Bauprojekte, finanzielle 
Bonität, technisches und personelles Know-how.

 • Beispiele: Dokumentation früherer Projekte, 
Referenzen, Jahresabschlüsse.

Investoren

 • Definition: Investoren stellen Kapital für Bau-
projekte bereit und suchen nach einer rentablen 
Anlagemöglichkeit.
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 • Voraussetzungen: Finanzkraft, strategische Pla-
nung für die Nutzung des Objekts, langfristige 
Investitionspläne.

 • Beispiele: Finanzierungsnachweise, Geschäfts-
pläne, Kapitalnachweise.

Projektentwicklungsgesellschaften

 • Definition: Diese Gesellschaften planen und 
realisieren Bauprojekte von der Idee bis zur Fer-
tigstellung und Vermarktung.

 • Voraussetzungen: Erfahrung in der Projektent-
wicklung, detaillierte Projektpläne, wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit.

 • Beispiele: Projektportfolios, Entwicklungsstra-
tegien, finanzielle Kennzahlen.

Private Bauherren

 • Definition: Einzelpersonen oder Gruppen, die 
eigenständig oder in kleinerem Rahmen Baupro-
jekte umsetzen möchten.

 • Voraussetzungen: Nachweis der Fachkunde, fi-
nanzielle Mittel, klare Baupläne.

 • Beispiele: Bauzeichnungen, Finanzierungsbe-
stätigungen, Referenzen.

Baugemeinschaften

 • Definition: Gruppen von Privatpersonen, die 
gemeinsam Bauprojekte realisieren, um gemein-
schaftlich zu wohnen.

 • Voraussetzungen: Organisationsstruktur, ge mein-
schaftliche Baupläne, finanzielle Sicherheiten.

 • Beispiele: Satzungen der Baugemeinschaft, Fi-
nanzierungsmodelle, Mitgliederliste.

Baugenossenschaften

 • Definition: Genossenschaften, die Bauprojek-
te planen und realisieren, um ihren Mitgliedern 
langfristig Wohnraum zur Verfügung zu stellen.

 • Voraussetzungen: Genossenschaftliche Struk-
turen, wirtschaftliche Stabilität, langfristige Be-
wirtschaftungskonzepte.

 • Beispiele: Satzungen, Finanzberichte, Projekt-
pläne.

Allgemeine Teilnahmevoraussetzungen

Finanzielle Bonität

 • Nachweise: Jahresabschlüsse, Bankbestätigungen, 
Bonitätsauskünfte.

 • Ziel: Sicherstellung der finanziellen Leistungs-
fähigkeit und Stabilität der Bewerber.

Technische und personelle Qualifikation

 • Nachweise: Zertifikate, Ausbildungsnach-
weise, Re ferenzen technischer und personeller 
Ressourcen.

 • Ziel: Sicherstellung der technischen Kompetenz 
und personellen Kapazität zur Durchführung 
des Projekts.

Erfahrung und Referenzen

 • Nachweise: Dokumentationen abgeschlossener 
Projekte, Referenzschreiben früherer Auftraggeber.

 • Ziel: Nachweis der praktischen Erfahrung und 
Erfolgshistorie der Bewerber.

Rechtliche Eignung

 • Nachweise: Handelsregisterauszug, Gewerbean-
meldungen, Versicherungsnachweise.

 • Ziel: Sicherstellung der rechtlichen und organisa-
torischen Eignung zur Teilnahme am Verfahren.

Organisatorische Struktur

 • Nachweise: Unternehmensstruktur, Organi-
gramme, interne Prozessbeschreibungen.

 • Ziel: Nachweis einer stabilen und funktionalen 
Organisationsstruktur, die die Projektdurchfüh-
rung gewährleistet.
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Spezifische Anforderungen je nach  
Bewerbertyp

Bauträger und Investoren

 • Erforderliche Unterlagen: Referenzprojekte, 
Finanzberichte, Baupläne.

 • Spezifische Kriterien: Nachweis der Markt-
kenntnis, spezifische Bauvorhaben in ähnlicher 
Größenordnung.

Projektentwicklungsgesellschaften

 • Erforderliche Unterlagen: Entwicklungsstrate-
gien, Projektportfolios, Finanznachweise.

 • Spezifische Kriterien: Erfahrung in der Planung 
und Realisierung komplexer Projekte, Innova-
tionsfähigkeit.

Private Bauherren und Baugemeinschaften

 • Erforderliche Unterlagen: Gemeinschaftliche 
Baupläne, Finanzierungsmodelle, Nachweise 
über organisatorische Strukturen.

 • Spezifische Kriterien: Kooperationsbereit-
schaft, langfristige Nutzungskonzepte.

Baugenossenschaften

 • Erforderliche Unterlagen: Genossenschaftssat-
zungen, Finanzberichte, Projektpläne.

 • Spezifische Kriterien: Nachhaltigkeit und soziale 
Verantwortung, genossenschaftliche Strukturen.

Fazit

Die Teilnahmevoraussetzungen dienen dazu, sicherzu-
stellen, dass nur qualifizierte und geeignete Bewerber 
am Konzeptvergabeverfahren teilnehmen. Durch klare 
und transparente Kriterien kann die Kommune sicher-
stellen, dass die Bewerber die erforderlichen Kompeten-
zen und Ressourcen mitbringen, um das Bauprojekt 
erfolgreich zu realisieren. Dies trägt maßgeblich zur 
Qualität und Nachhaltigkeit des Projekts bei.

A.7 Ausgabe und Abgabe der  
 Unterlagen

Termin, Ort

Die Ausgabe und Abgabe der Unterlagen ist ein ent-
scheidender Schritt im Konzeptvergabeverfahren. Die-
se Phase legt fest, wie die Bewerbungsunterlagen an die 
interessierten Bewerber verteilt und wie die ausgefüll-
ten Bewerbungen eingereicht werden sollen. Klare Vor-
gaben bezüglich der Termine und des Ortes gewährleis-
ten einen reibungslosen Ablauf und stellen sicher, dass 
alle Bewerber die gleichen Chancen haben.

Ausgabe der Unterlagen

Die Ausgabe der Unterlagen umfasst die Bereitstel-
lung aller notwendigen Dokumente und Informa-
tionen, die die Bewerber benötigen, um ein voll-
ständiges und qualifiziertes Angebot einzureichen.

Inhalte der Unterlagen:

 • Ausschreibungsdokumente: Detaillierte Be - 
schrei bung des Verfahrens, der Anforderungen 
und der Bewertungskriterien.

 • Planungsunterlagen: Pläne, Karten, und techni-
sche Spezifikationen des Baugrundstücks (Bau-
grund-Gutachten, Schallschutz-Gutachten etc.).

 • Rechtsdokumente: Rechtliche Rahmenbedin-
gungen und Anforderungen an die Einhaltung 
von Vorschriften.

 • Formulare: Vorlagen für die Einreichung von 
Nachweisen, Referenzen und Finanzierungsbe-
stätigungen.

Bereitstellungsmethoden:

 • Elektronisch: Bereitstellung der Unterlagen auf 
einer speziellen Website der Kommune, über ein 
Online-Portal oder per E-Mail. Dies ist oft die 
schnellste und effizienteste Methode.

 • Physisch: Ausgabe gedruckter Unterlagen in ei-
nem bestimmten Büro der Kommune, beispiels-
weise im Bauamt oder im Rathaus.
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Beispielhafter Ablauf der Ausgabe:

 • Bekanntmachung: Veröffentlichung der Aus-
schreibung und Informationen zur Abholung der 
Unterlagen in lokalen Zeitungen, Amtsblättern 
und auf der Website der Kommune.

 • Registrierung: Interessierte Bewerber registrie-
ren sich online oder persönlich, um die Unterla-
gen zu erhalten.

 • Verteilung: Die Unterlagen werden den regist-
rierten Bewerbern elektronisch zugeschickt oder 
können zu festgelegten Zeiten in der Verwaltung 
abgeholt werden.

Abgabe der Unterlagen

Die Abgabe der Unterlagen betrifft die Rückgabe 
der ausgefüllten Bewerbungsunterlagen durch die 
Bewerber. Diese Phase muss gut organisiert sein, 
um die fristgerechte und vollständige Einreichung 
sicherzustellen.

Vorgaben für die Abgabe:

 • Termin: Festlegung eines klaren Stichtags und ei-
ner Uhrzeit, bis wann die Bewerbungsunterlagen 
eingereicht sein müssen. Verspätete Einreichun-
gen werden in der Regel nicht berücksichtigt.

 Beispiel: „Abgabe der Unterlagen bis zum 
31. März 2024, 12:00 Uhr.“

 • Ort: Angabe eines spezifischen Ortes, an dem 
die Unterlagen eingereicht werden müssen. Dies 
kann physisch in einem Büro der Kommune oder 
elektronisch über ein Online-Portal erfolgen.

 Beispiel: „Einreichung der Unterlagen im Bau-
amt der Stadt oder über das Online-Portal der 
Kommune.“

Ablauf der Abgabe:

 • Physische Abgabe: Die Bewerber reichen die Un-
terlagen in verschlossenen Umschlägen an einem 
festgelegten Ort ein, z.B. an der Rezeption des 
Bauamts oder in einem speziellen Briefkasten.

 • Elektronische Abgabe: Die Bewerber laden 
die Unterlagen über ein sicheres Online-Portal 
hoch. Es ist wichtig, dass das System benutzer-
freundlich und zuverlässig ist, um technische 
Probleme zu vermeiden.

Bestätigung der Abgabe:

 • Quittung: Bei physischer Abgabe erhalten die 
Be werber eine Empfangsbestätigung oder Quit-
tung.

 • Bestätigungsmail: Bei elektronischer Abgabe 
erhalten die Bewerber eine automatische Bestä-
tigungsmail.

Fazit

Eine klare und transparente Regelung für die Aus-
gabe und Abgabe der Unterlagen ist essenziell für 
ein geregeltes und faires Konzeptvergabeverfahren. 
Durch präzise Vorgaben bezüglich Termin und Ort 
sowie durch die Bereitstellung umfassender und ver-
ständlicher Unterlagen kann die Kommune sicher-
stellen, dass alle Bewerber die gleichen Informationen 
erhalten und die gleichen Chancen haben, ihre Kon-
zepte fristgerecht und vollständig einzureichen. Dies 
trägt wesentlich zur Fairness und Transparenz des 
gesamten Verfahrens bei.

A.8 Bewerbung um die Teilnahme,  
 1. Stufe

Nachweise der Bewerber über Qualifizierung, 
rechtliche Eignung, wirtschaftliche Eignung

In der ersten Stufe des Konzeptvergabeverfahrens 
müssen die Bewerber ihre grundsätzliche Eignung 
nachweisen. Diese Eignungsprüfung dient dazu, si-
cherzustellen, dass nur qualifizierte und seriöse Be-
werber zur nächsten Stufe zugelassen werden. Die 
Nachweise über Qualifizierung, rechtliche Eignung 
und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sind entschei-
dend, um die Kompetenz und Zuverlässigkeit der Be-
werber zu bewerten.
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Nachweise der Bewerber über  
Qualifizierung

Die Qualifizierung der Bewerber umfasst Nachweise 
über deren Fachkompetenz, Erfahrung und techni-
sches Know-how. Dies stellt sicher, dass die Bewer-
ber über das notwendige Wissen und die Erfahrung 
verfügen, um das Projekt erfolgreich umzusetzen.

Erforderliche Nachweise:

 • Referenzprojekte: Dokumentation von frü-
heren Projekten ähnlicher Art und Größe, ein-
schließlich Projektbeschreibungen, Fotos und 
Kontaktinformationen von Auftraggebern.

 Beispiel: „Referenzprojekt: Wohnanlage ABC, 
100 Wohneinheiten, Fertigstellung 2022.“

 • Zertifikate und Qualifikationen: Nachweise 
über relevante Ausbildungen, Weiterbildungen 
und Zertifizierungen des Projektteams.

 Beispiel: „Zertifikat für nachhaltiges Bauen 
(DGNB), ausgestellt von der Deutschen Gesell-
schaft für Nachhaltiges Bauen.“

 • Projektteam: Vorstellung des Projektteams mit 
An ga ben zu deren Fachkompetenz und Erfahrung.

 Beispiel: „Projektleiter: Dipl.-Ing. Max Muster-
mann, 15 Jahre Erfahrung im Wohnungsbau.“

Nachweise der Bewerber über  
rechtliche Eignung

Die rechtliche Eignung umfasst die Prüfung der 
rechtlichen Voraussetzungen und die Sicherstel-
lung, dass die Bewerber rechtlich in der Lage sind, 
das Projekt durchzuführen.

Erforderliche Nachweise:

 • Handelsregisterauszug: Aktueller Auszug aus 
dem Handelsregister, der die rechtliche Existenz 
und die Vertretungsberechtigung des Unterneh-
mens bestätigt.

 Beispiel: „Handelsregisterauszug der XYZ GmbH, 
Amtsgericht Musterstadt, HRB 12345.“

 • Gewerbeanmeldung: Kopie der Gewerbean-
meldung, die die Berechtigung des Unterneh-
mens zur Ausübung der gewerblichen Tätigkeit 
nachweist.

 Beispiel: „Gewerbeanmeldung der XYZ GmbH, 
Stadt Musterstadt.“

 • Versicherungsnachweise: Nachweise über beste-
hende Versicherungen, wie z.B. Betriebshaftpflicht-
versicherung und Bauleistungsversicherung.

 Beispiel: „Nachweis der Betriebshaftpflichtversi-
cherung, Versicherungssumme 2 Mio. EUR.“

Nachweise der Bewerber über  
wirtschaftliche Eignung

Die wirtschaftliche Eignung umfasst die Prüfung 
der finanziellen Leistungsfähigkeit und Stabilität 
der Bewerber. Diese Nachweise sollen sicherstellen, 
dass die Bewerber in der Lage sind, die finanziellen 
Anforderungen des Projekts zu erfüllen.

Erforderliche Nachweise:

 • Jahresabschlüsse: Aktuelle und geprüfte Jahres-
abschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre.

 Beispiel: „Jahresabschluss 2021 der XYZ GmbH, 
testiert von der ABC Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft.“

 • Bonitätsauskünfte: Bonitätsnachweise oder -be-
richte von anerkannten Auskunfteien.

 Beispiel: „Bonitätsauskunft der XYZ GmbH, 
ausgestellt von der SCHUFA Holding AG.“

 • Bankbestätigungen: Bestätigungen der Haus-
bank über die finanzielle Leistungsfähigkeit und 
die Kreditwürdigkeit des Unternehmens.

 Beispiel: „Bankbestätigung der Musterbank AG, 
dass der XYZ GmbH eine Kreditlinie von 5 Mio. 
EUR zur Verfügung steht.“
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Fazit

Die Nachweise der Bewerber über Qualifizierung, 
rechtliche Eignung und wirtschaftliche Eignung in 
der ersten Stufe des Konzeptvergabeverfahrens sind 
essenziell, um die Eignung der Bewerber zu prüfen. 
Durch klare und transparente Anforderungen kann 
die Kommune sicherstellen, dass nur qualifizierte 
und seriöse Bewerber in die nächste Runde gelangen. 
Dies legt die Grundlage für ein faires und erfolgrei-
ches Vergabeverfahren, bei dem die besten Konzepte 
ausgewählt werden können.

A.9 Auswahlgremium

 • externe Juroren, Vertreter Verwaltung, (ggf. ein-
zelne Mitglieder des Gemeinderats)

 • Vorprüfung

Das Auswahlgremium spielt eine zentrale Rolle im 
Konzeptvergabeverfahren. Es ist verantwortlich für 
die Bewertung der eingereichten Bewerbungen und 
Konzepte und trifft die Entscheidung über die Aus-
wahl der besten Vorschläge. Ein gut zusammengestell-
tes Gremium gewährleistet eine faire und fundierte 
Bewertung unter Berücksichtigung aller relevanten 
Aspekte.

Zusammensetzung des Auswahl
gremiums

Die Zusammensetzung des Auswahlgremiums soll-
te divers und ausgewogen sein, um verschiedene 
Perspektiven und Fachkompetenzen einzubezie-
hen. Das Gremium kann aus externen Juroren, Ver-
tretern der Verwaltung und einzelnen Mitgliedern 
des Gemeinderats bestehen. Es sollten nicht mehr 
als 7–13 Personen diesem Gremium beiwohnen.

Externe Juroren

Externe Juroren bringen unabhängige Expertise 
und Objektivität in das Auswahlverfahren ein. Sie 
sind meist Fachleute aus relevanten Bereichen wie 
Architektur, Stadtplanung oder Bauwesen.

Option: Vergütung der externen Juroren

Externe Juroren können für ihre Tätigkeit vergütet 
werden. Die Vergütung sollte vorab geklärt werden 
und ggf. vertraglich festgehalten werden. Dabei soll-
ten sowohl der zeitliche Aufwand als auch die fach-
liche Expertise der Juroren berücksichtigt werden.

Beispiele für externe Juroren:

 • Architekten: Fachleute, die ästhetische und funk-
tionale Aspekte der Konzepte bewerten können.

 • Stadtplaner: Experten, die die städtebauliche 
Integration und die stadtentwicklungspoliti-
schen Ziele beurteilen können.

 • Bauingenieure: Spezialisten, die die technische 
Durchführbarkeit und bauliche Qualität der 
Konzepte einschätzen können.

Vertreter der Verwaltung

Vertreter der Verwaltung sind Mitarbeiter der Kom-
mune, die die lokalen Gegebenheiten und die spezi-
fischen Anforderungen des Projekts gut kennen. Sie 
stellen sicher, dass die Konzepte mit den kommuna-
len Zielen und Vorschriften im Einklang stehen.

Beispiele für Vertreter der Verwaltung:

 • Bauamtsleiter: Verantwortlich für die Überprü-
fung der baurechtlichen und technischen Aspekte.

 • Stadtentwicklungsplaner: Zuständig für die 
Bewertung der städtebaulichen Integration und 
der Entwicklungsperspektiven.

 • Rechtsberater: Verantwortlich für die rechtli-
che Prüfung und Sicherstellung der Einhaltung 
aller Vorschriften.

Mitglieder des Gemeinderats

Mitglieder des Gemeinderats bringen die politi-
sche Perspektive ein und stellen sicher, dass die 
Entscheidungen im Einklang mit den Interessen 
der Bürger und den politischen Zielen der Kom-
mune stehen.
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Beispiele für Mitglieder des Gemeinderats:

 • Vorsitzender des Bauausschusses: Zuständig 
für die Koordination der Bauprojekte und die 
politische Vertretung.

 • Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses: 
Beteiligung an der Bewertung und Entschei-
dungsfindung.

 • Fraktionsvorsitzende oder Mitglieder der 
Fachausschüsse: Beteiligung an der Bewertung 
und Entscheidungsfindung.

Vorprüfung

Die Vorprüfung ist ein wichtiger Schritt, der si-
cherstellt, dass die eingereichten Bewerbungen 
vollständig und formal korrekt sind, bevor sie dem 
Auswahlgremium vorgelegt werden. Diese Prüfung 
wird meist von einem technischen Team oder einer 
speziellen Arbeitsgruppe innerhalb der Verwaltung 
durchgeführt.

Ablauf der Vorprüfung:

1. Formale Prüfung: Überprüfung der Vollstän-
digkeit der Unterlagen und der Einhaltung der 
formalen Anforderungen.

 Beispiel: Kontrolle, ob alle geforderten Nach-
weise und Dokumente eingereicht wurden.

2. Inhaltliche Vorprüfung: Erste inhaltliche 
Prüfung der Nachweise über Qualifizierung, 
rechtliche Eignung und wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit.

 Beispiel: Bewertung der vorgelegten Referenz-
projekte und Finanzberichte.

3. Weiterleitung an das Auswahlgremium: Nur 
vollständige und formal korrekte Bewerbungen 
werden zur detaillierten Bewertung an das Aus-
wahlgremium weitergeleitet.

 Beispiel: Erstellung einer Liste der Bewerber, 
die alle Anforderungen erfüllt haben, und Wei-
terleitung der entsprechenden Unterlagen an 
das Auswahlgremium.

Ziel der Vorprüfung:

 • Sicherstellung der Qualität: Nur qualitativ 
hochwertige und vollständige Bewerbungen ge-
langen in die nächste Phase.

 • Effizienz: Das Auswahlgremium kann sich auf 
die inhaltliche Bewertung der besten Bewerbun-
gen konzentrieren, ohne durch formale Mängel 
abgelenkt zu werden.

Fazit

Ein sorgfältig zusammengesetztes Auswahlgremium 
und eine gründliche Vorprüfung sind entscheidend 
für ein erfolgreiches Konzeptvergabeverfahren. Durch 
die Einbindung von Fachleuten, Vertretern der Ver-
waltung und politischen Entscheidungsträgern wird 
eine umfassende und faire Bewertung sichergestellt. 
Die Vorprüfung stellt dabei sicher, dass nur qualifi-
zierte und vollständige Bewerbungen in die detail-
lierte Bewertung gelangen, was den gesamten Prozess 
effizienter und transparenter macht.

A.10  Vorlage des architektonischen  
Bebauungskonzepts, 2. Stufe

 • Planunterlagen anonym

 • Modell

 • Kaufpreisbestätigung, Kaufpreisangebot in ge-
schlossenem, gesondertem Umschlag

In der zweiten Stufe des Konzeptvergabeverfahrens 
werden die Bewerber aufgefordert, detaillierte archi-
tektonische Bebauungskonzepte einzureichen. Diese 
Konzepte umfassen Planunterlagen, Modelle und 
Kaufpreisbestätigungen. Eine anonyme Einreichung 
und die Trennung von kaufmännischen und konzep-
tionellen Informationen tragen zur Objektivität und 
Fairness des Bewertungsprozesses bei.
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Planunterlagen anonym

Die anonyme Einreichung der Planunterlagen 
stellt sicher, dass die Bewertung ausschließlich auf 
der Qualität der eingereichten Konzepte basiert 
und keine Voreingenommenheit oder Bevorzu-
gung aufgrund der Identität der Bewerber erfolgt. 
(ggf. über eine digitale Lösung oder Plattform ab-
wickeln und gewährleisten)

Erforderliche Planunterlagen:

 • Lagepläne: Darstellung des Bauvorhabens im 
Kontext der Umgebung, inklusive bestehender 
Strukturen und Infrastruktur.

 Beispiel: „Ein Lageplan im Maßstab 1:500, der 
die Einbindung des Projekts in das städtebauli-
che Umfeld zeigt.“

 • Grundrisse: Detaillierte Grundrisse maßgeb-
licher Geschosse, die die Raumaufteilung und 
Nutzung zeigen.

 Beispiel: „Grundrisse im Maßstab 1:200, die alle 
relevanten Räume und deren Nutzung darstellen.“

 • Ansichten und Schnitte: Außenansichten des 
Gebäudes und beispielhafte Schnitte zur Veran-
schaulichung des architektonischen Designs.

 Beispiel: „Außenansichten im Maßstab 1:100 
und Schnitte im Maßstab 1:100.“

 • Detailpläne: Spezifische bauliche Details, die 
wichtige gestalterische und technische Aspekte 
verdeutlichen.

 Beispiel: „Beschreibung der Detailpläne.“

Anonymität gewährleisten:

 • Kennzeichnung: Alle Unterlagen werden ano-
nymisiert und mit einer Identifikationsnummer 
versehen, die den Bewerber eindeutig, aber ano-
nym identifiziert.

 • Einreichung: Die Einreichung erfolgt in ver-
schlossenen Umschlägen oder über ein siche-
res Online-Portal, das die Anonymität wahrt. 
(ggf. über eine digitale Lösung oder Plattform 
abwickeln und gewährleisten)

Modell

Ein physisches oder digitales Modell des Bebau-
ungskonzepts kann eine bessere Visualisierung 
und Beurteilung des Projekts ermöglichen. Mo-
delle helfen dabei, die räumlichen und gestalteri-
schen Qualitäten des Projekts besser zu verstehen. 
(ggf. über eine digitale Lösung oder Plattform ab-
wickeln und gewährleisten)

Anforderungen an das Modell:

 • Maßstab: Der Maßstab des Modells sollte pas-
send gewählt sein, um alle wichtigen Details und 
das Umfeld darzustellen.

 Beispiel: „Ein Modell im Maßstab 1:500, das das 
Gebäude und die unmittelbare Umgebung zeigt.“

 • Präsentation: Das Modell sollte stabil und 
transportfähig sein, um während der Präsenta-
tion und Bewertung sicher gehandhabt werden 
zu können.

Digitale Modelle: → optional 

 • 3D-Visualisierungen: Falls physische Modelle 
nicht möglich sind, können auch digitale 3D-
Modelle eingereicht werden, die interaktiv be-
trachtet werden können.

 Beispiel: „Ein digitales Modell, das über eine spe-
zielle Software oder eine Webplattform betrach-
tet werden kann, mit Funktionen wie Zoom, 
Drehung und Schnittansichten.“
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Kaufpreisbestätigung, Kaufpreisangebot 
in geschlossenem, gesondertem Um
schlag

Die finanzielle Komponente des Angebots wird ge-
trennt von den konzeptionellen Unterlagen einge-
reicht, um sicherzustellen, dass die Bewertung der 
Konzepte unabhängig vom angebotenen Kaufpreis 
erfolgt.

Vorgehensweise:

 • Kaufpreisbestätigung: Die Bewerber müssen 
eine Bestätigung ihres Kaufpreisangebots einrei-
chen, die von ihrer Bank oder einem Finanzinsti-
tut beglaubigt ist.

 Beispiel: „Ein offizielles Schreiben der Hausbank, 
das die Finanzierungszusage und den angebote-
nen Kaufpreis bestätigt.“

 • Geschlossener Umschlag: Das Kaufpreisange-
bot wird in einem separaten, versiegelten Um-
schlag eingereicht, der erst nach der konzeptio-
nellen Bewertung geöffnet wird. Alternativ wird 
das Gebot über eine sichere Online-Plattform 
eingereicht.

 Beispiel: „Ein versiegelter Umschlag mit dem 
Kennzeichen „Kaufpreisangebot“, der zusam-
men mit den anonymen Planunterlagen einge-
reicht wird. Alternativ erfolgt dies digital.“

 • Trennung der Bewertung: Die konzeptionellen 
und finanziellen Bewertungen erfolgen getrennt, 
um die Objektivität sicherzustellen.

 Beispiel: „Das Auswahlgremium bewertet zu-
nächst die anonymen Konzepte und öffnet erst 
nach der Bewertung der Planunterlagen die versie-
gelten Umschläge mit den Kaufpreisangeboten.“

Fazit

Die Vorlage des architektonischen Bebauungskonzepts 
in der zweiten Stufe des Konzeptvergabeverfahrens 
ist entscheidend für die Auswahl der besten Projekte. 

Durch die anonyme Einreichung der Planunterla-
gen, die detaillierte Präsentation in Form von Model-
len und die separate Einreichung der Kaufpreisange-
bote wird sichergestellt, dass die Bewertung fair und 
objektiv erfolgt. Dies trägt dazu bei, dass die besten 
Konzepte unabhängig von finanziellen Aspekten aus-
gewählt werden, wodurch die Qualität und Nachhal-
tigkeit des Bauvorhabens im Vordergrund stehen.

A.11  Bewertungsgremium mit  
Empfehlung

 • Bewertungskriterien und Gewichtung

 • Teilnehmer

Das Bewertungsgremium ist für die Prüfung und Be-
wertung der eingereichten Konzepte verantwortlich. 
Das Gremium erstellt auf Basis festgelegter Bewer-
tungskriterien eine Empfehlung für die Entscheidungs-
träger. Die Zusammensetzung des Gremiums und die 
Transparenz der Bewertungskriterien sind entschei-
dend für die Fairness und Objektivität des Verfahrens.

Bewertungskriterien und Gewichtung

Die Bewertungskriterien legen fest, nach welchen 
Aspekten die eingereichten Konzepte beurteilt 
werden. Die Gewichtung der Kriterien bestimmt, 
wie stark die einzelnen Aspekte in die Gesamtbe-
wertung einfließen. Eine transparente und nach-
vollziehbare Festlegung der Kriterien und deren 
Gewichtung ist essenziell, um die Auswahl objektiv 
und gerecht zu gestalten.

Beispielhafte Bewertungskriterien:

1. Städtebauliches Projektkonzept (30%)

 • Gestaltung des Bauwerks: Ästhetik, Archi-
tektur, Integration ins Stadtbild.

 Beispiel: „Moderne und ansprechende Archi-
tektur, die sich harmonisch in das bestehende 
Stadtbild einfügt.“
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 • Räumliche Funktionalität: Raumauftei-
lung, Nutzungskonzepte, Barrierefreiheit.

 Beispiel: „Funktionale Grundrisse, die eine 
effiziente Nutzung der Flächen ermöglichen 
und barrierefrei zugänglich sind.“

2. Nachhaltigkeit und Umweltfreundlichkeit 
(20%)

 • Energieeffizienz: Verwendung erneuerbarer 
Energien, Wärmedämmung, Energiespar-
maßnahmen.

 Beispiel: „Gebäude mit Passivhausstandard 
und Nutzung von Solarenergie.“

 • Ökobilanz der Baustoffe: Auswahl umwelt-
freundlicher und recycelbarer Materialien.

 Beispiel: „Verwendung von recyceltem Beton 
und nachhaltigem Holz.“

3. Soziale und infrastrukturelle Aspekte (20%)

 • Wohnraum für verschiedene Zielgruppen: 
Angebot von bezahlbarem Wohnraum, fa-
milienfreundlichen Wohnungen, senioren-
gerechtem Wohnen.

 Beispiel: „Ein Mix aus sozialen, familienfreund-
lichen und altersgerechten Wohnungen.“

 • Integration sozialer Infrastruktur: Einbin-
dung von Einrichtungen wie Kindergärten, 
Schulen und Freizeiteinrichtungen.

 Beispiel: „Geplante Kindertagesstätte und 
Gemeinschaftsräume im Gebäude.“

4. Wirtschaftlichkeit und finanzielle Tragfähig-
keit (20%)

 • Finanzierungsplan: Nachweis einer soliden 
Finanzierung und der wirtschaftlichen Trag-
fähigkeit des Projekts.

 Beispiel: „Detaillierter Finanzierungsplan mit 
bestätigten Finanzierungszusagen der Bank.“

 • Langfristige Nutzungskonzepte: Konzepte 
zur nachhaltigen Nutzung und Bewirtschaf-
tung des Gebäudes.

 Beispiel: „Langfristiger Pachtvertrag mit einem 
lokalen Betreiber für soziale Einrichtungen.“

5. Innovationspotenzial (10%)

 • Technologische Innovationen: Einsatz neu-
er Technologien, Smart Home, intelligente 
Gebäudetechnik.

 Beispiel: „Integration von Smart-Home-
Technologien zur Steuerung von Licht, Hei-
zung und Sicherheitssystemen.“

 • Innovative Nutzungskonzepte: Kreative 
und zukunftsweisende Nutzungsideen.

 Beispiel: „Flexible Wohnkonzepte, die auf ver-
änderte Bedürfnisse der Bewohner reagieren 
können.“

Teilnehmer des Bewertungsgremiums

Das Bewertungsgremium sollte aus einer ausgewo-
genen Mischung von Fachleuten und Vertretern der 
Kommune bestehen, um eine umfassende und fun-
dierte Bewertung der Konzepte zu gewährleisten.

Beispiele für Teilnehmer:

Externe Fachleute:

 • Architekten und Stadtplaner: Bewertung der 
architektonischen und städtebaulichen Qualität 
der Konzepte.

 • Nachhaltigkeitsexperten: Prüfung der Umwelt-
freundlichkeit und Nachhaltigkeit der Projekte.

 • Finanzexperten: Beurteilung der wirtschaftli-
chen Tragfähigkeit und Finanzierungsmodelle.

Vertreter der Kommune:

 • Bauamtsleiter: Verantwortlich für die Einhal-
tung der baurechtlichen Vorschriften und städte-
baulichen Anforderungen.
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 • Stadtentwicklungsplaner: Bewertung der Inte-
gration in die Stadtentwicklung und langfristi-
gen Perspektiven.

 • Mitglieder des Gemeinderats: Politische Ver-
tretung und Sicherstellung, dass die Projekte den 
Interessen der Bürger entsprechen.

Empfehlung des Bewertungsgremiums

Nach der Bewertung der eingereichten Konzepte 
erstellt das Gremium eine Empfehlung, die dem 
Gemeinderat oder den zuständigen Entscheidungs-
trägern vorgelegt wird. Diese Empfehlung basiert 
auf der Gewichtung der Bewertungskriterien und 
der Gesamtpunktzahl der einzelnen Konzepte.

Vorgehensweise:

1. Bewertung: Jedes Mitglied des Gremiums be-
wertet die Konzepte anhand der festgelegten 
Kriterien und vergibt Punkte.

2. Zusammenführung der Bewertungen: Die 
Einzelbewertungen werden zusammengeführt 
und die Gesamtpunktzahlen ermittelt.

3. Diskussion und Konsens: Das Gremium dis-
kutiert die Bewertungen und versucht, einen 
Konsens über die besten Konzepte zu erzielen.

4. Erstellung der Empfehlung: Die Empfehlung 
wird dokumentiert und an die zuständigen 
Entscheidungsträger weitergeleitet.

 Beispiel: „Auf Basis der Bewertungen und der 
Diskussion im Gremium empfehlen wir das 
Konzept der XYZ GmbH zur Umsetzung.“

Fazit

Das Bewertungsgremium spielt eine entscheidende 
Rolle im Konzeptvergabeverfahren. Durch die Ein-
bindung von externen Fachleuten und Vertretern der 
Kommune sowie durch klare und transparente Be-
wertungskriterien und Gewichtungen kann eine fun-
dierte und faire Entscheidung getroffen werden. Die 

Empfehlung des Gremiums bildet die Grundlage für 
die endgültige Vergabeentscheidung und stellt sicher, 
dass die besten und nachhaltigsten Konzepte ausge-
wählt werden.

A.12 Vergabeverhandlung, 3. Stufe

Die Vergabeverhandlung bildet die dritte und finale 
Stufe des Konzeptvergabeverfahrens. In dieser Pha-
se werden die letzten Details der Umsetzung geklärt 
und die vertraglichen Vereinbarungen festgelegt. Die 
Verhandlungen ermöglichen es der Kommune und 
den ausgewählten Bewerbern, letzte Anpassungen 
vorzunehmen und sicherzustellen, dass alle Projekt-
ziele und Anforderungen erfüllt werden.

Ablauf der Vergabeverhandlung

Die Vergabeverhandlung besteht aus mehreren 
Schritten, die darauf abzielen, eine verbindliche 
Vereinbarung zwischen der Kommune und dem 
bevorzugten Bewerber zu erzielen. Spätestens zu 
diesem Zeitpunkt (besser noch früher) sollten Ent-
würfe des Kaufvertrages, des städtebaulichen Ver-
trages etc. vorliegen.

1. Einladung zur Verhandlung:

 • Benachrichtigung der Bewerber: Die Be-
werber, deren Konzepte in der zweiten Stufe 
positiv bewertet wurden, werden zur Verga-
beverhandlung eingeladen.

 Beispiel: „Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können, 
dass Ihr Konzept für das Bauprojekt XY aus-
gewählt wurde. Wir laden Sie herzlich zur 
Vergabeverhandlung am [Datum] um [Uhr-
zeit] im [Ort] ein.“

2. Vorbereitung der Verhandlung:

 • Zusammenstellung der Verhandlungsunter-
lagen: Alle relevanten Unterlagen, ein-
schließlich der bewerteten Konzepte, Be-
wertungsergebnisse und Kaufpreisangebote, 
werden für die Verhandlung vorbereitet.
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 Beispiel: „Bitte bringen Sie alle relevanten 
Dokumente und Nachweise zur Verhandlung 
mit, einschließlich aktualisierter Finanzie-
rungsbestätigungen und eventueller Anpas-
sungen des Konzepts.“

3. Durchführung der Verhandlung:

 • Verhandlungsführung: Die Verhandlungen 
werden von einem Verhandlungsteam der 
Kommune geführt, das aus Vertretern der re-
levanten Fachbereiche besteht (z.B. Bauamt, 
Stadtplanung, Rechtsamt).

 Beispiel: „Das Verhandlungsteam besteht aus 
Vertretern des Bauamts, der Stadtplanung 
und des Rechtsamts der Stadt Musterstadt.“ 
(genau benennen)

 • Diskussion und Klärung: Detaillierte Be-
sprechung der Projektumsetzung, Anpassun-
gen und spezifische Anforderungen.

 Beispiel: „Wir möchten die geplanten Ände-
rungen an Ihrem Konzept besprechen, ins-
besondere die Anpassung der Grundrisse 
und die Einbindung zusätzlicher Nachhaltig-
keitsmaßnahmen.“

4. Anpassung und Einigung:

 • Anpassung des Konzepts: Der Bewerber hat 
die Möglichkeit, sein Konzept entsprechend 
den Verhandlungsergebnissen anzupassen.

 Beispiel: „Basierend auf den heutigen Dis-
kussionen werden wir die vorgeschlagenen 
Änderungen umsetzen und Ihnen das ange-
passte Konzept bis [Datum] vorlegen.“

 • Vertragsentwurf: Erstellung eines Vertrags-
entwurfs, der alle vereinbarten Punkte und 
Bedingungen umfasst.

 Beispiel: „Der Vertragsentwurf wird alle be-
sprochenen Punkte beinhalten, einschließ-
lich der Fristen für den Baubeginn und die 
Fertigstellung sowie der vereinbarten Kauf-
preiszahlung.“

5. Abschluss der Verhandlung:

 • Einholung der Zustimmung: Der finale 
Vertragsentwurf wird von beiden Parteien 
geprüft und zur Unterzeichnung vorbereitet.

 Beispiel: „Wir bitten Sie, den Vertragsent-
wurf zu prüfen und uns Ihre Zustimmung 
bis [Datum] mitzuteilen.“

 • Vertragsunterzeichnung: Offizielle Unter-
zeichnung des Vertrags durch die Vertreter 
der Kommune und den Bewerber.

 Beispiel: „Die Vertragsunterzeichnung er-
folgt am [Datum] im Rathaus der Stadt 
Musterstadt.“

 • Städtebaulicher Vertrag: Unterzeichnung des 
städtebaulichen Vertrags, der die rechtlichen 
Rah menbedingungen des Projekts festlegt.

 Beispiel: „Der städtebauliche Vertrag wird 
am [Datum] unterzeichnet und legt die Ver-
pflichtungen hinsichtlich der Gestaltung 
und Nutzung des Grundstücks fest.“

 • Kaufvertrag: Abschluss des Kaufvertrags 
für das Grundstück, in dem die finanziellen 
Konditionen und der Besitzübergang gere-
gelt sind.

 Beispiel: „Der Kaufvertrag wird am [Datum] 
unterzeichnet, wodurch der Käufer das Ei-
gentum am Grundstück erwirbt.“

Ziel der Vergabeverhandlung

Die Vergabeverhandlung hat mehrere Ziele:

 • Sicherstellung der Umsetzung: Gewährleis-
tung, dass das ausgewählte Konzept den Anfor-
derungen und Zielen der Kommune entspricht.

 • Anpassung und Klarstellung: Möglichkeit zur 
Anpassung des Konzepts und Klärung offener 
Fragen.
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 • Vertragsabschluss: Abschluss eines rechtsver-
bindlichen Vertrags, der alle vereinbarten Punkte 
und Bedingungen festhält.

Beispielhafte Inhalte des Vertrags

Vertragsinhalte:

 • Projektbeschreibung: Detaillierte Beschrei-
bung des Bauprojekts, einschließlich aller bauli-
chen und gestalterischen Vorgaben.

 Beispiel: „Das Bauprojekt umfasst den Bau von 
50 Wohneinheiten nach dem vorgelegten und 
angepassten Konzept.“

 • Zeitplan: Festlegung der Fristen für den Baube-
ginn, die Bauphase und die Fertigstellung.

 Beispiel: „Der Baubeginn ist für den 01. Januar 
2025 geplant, die Fertigstellung soll bis zum 31. 
Dezember 2026 erfolgen.“

 • Kaufpreis und Zahlungsmodalitäten: Festle-
gung des Kaufpreises und der Zahlungsbedin-
gungen.

 Beispiel: „Der Kaufpreis beträgt 2.500.000 EUR, 
zahlbar in drei Raten: 1. Rate bei Vertragsunter-
zeichnung, 2. Rate bei Baubeginn, 3. Rate bei 
Fertigstellung.“

 • Vertragsstrafen: Regelungen für den Fall von 
Verzögerungen oder Nichterfüllung.

 Beispiel: „Bei Verzögerungen über sechs Mona-
te hinaus wird eine Vertragsstrafe in Höhe von 
50.000 EUR pro Monat fällig.“

 • Sicherheitsleistungen: Vereinbarungen über 
Bürgschaften oder andere Sicherheiten zur Ab-
sicherung der Erfüllung.

 Beispiel: „Der Bauträger stellt eine Bürgschaft in 
Höhe von 500.000 EUR als Sicherheit für die 
termingerechte Fertigstellung des Projekts.“

Fazit

Die Vergabeverhandlung ist ein entscheidender 
Schritt im Konzeptvergabeverfahren, der die Grund-
lage für die erfolgreiche Umsetzung des Projekts legt. 
Durch detaillierte Verhandlungen und klare vertrag-
liche Regelungen wird sichergestellt, dass alle Parteien 
ihre Verpflichtungen verstehen und erfüllen können. 
Dies trägt maßgeblich zur Qualität und Nachhaltig-
keit des Bauprojekts bei und gewährleistet, dass die 
städtebaulichen und sozialen Ziele der Kommune er-
reicht werden.

 A.13 Grundstückskaufpreis

Festpreis, Mindestgebot

Die Festlegung des Grundstückskaufpreises ist ein ele-
mentarer Bestandteil des Konzeptvergabeverfahrens. 
Der Kaufpreis kann entweder als Festpreis oder als 
Mindestgebot festgelegt werden. Beide Ansätze ha-
ben ihre spezifischen Vorteile und Herausforderungen 
und sollten in Abhängigkeit von den Zielen der Kom-
mune und den Marktbedingungen sorgfältig gewählt 
werden.

Festpreis

Beim Festpreis handelt es sich um einen festen Be-
trag, den der Käufer für das Grundstück zu zahlen 
hat. Der Preis wird vorab festgelegt und den Bewer-
bern mitgeteilt. Die Vergabe erfolgt hauptsächlich 
auf der Grundlage der Qualität des eingereichten 
Konzepts und nicht des Kaufpreises.

Vorteile:

 • Planungssicherheit: Sowohl die Kommune als 
auch die Bewerber haben klare Vorstellungen 
über die finanziellen Bedingungen.

 • Fokus auf Qualität: Die Bewerber konzentrie-
ren sich auf die Qualität und die Nachhaltigkeit 
ihres Konzepts, anstatt auf die Preisgestaltung.

 • Transparenz: Ein fester Preis sorgt für Klarheit 
und Transparenz im Verfahren.
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Nachteile:

 • Eingeschränkte Marktreaktion: Der Festpreis 
könnte höher oder niedriger als der Marktwert 
sein, was zu weniger wettbewerbsfähigen Ange-
boten führen könnte.

 • Weniger Flexibilität: Es besteht weniger Flexi-
bilität, auf Marktänderungen zu reagieren.

Beispiel für Festpreis:

 • Bekanntmachung des Festpreises: Die Kom-
mune legt den Kaufpreis für das Grundstück auf 
2.500.000 EUR fest und veröffentlicht diesen 
Preis in der Ausschreibung.

 Beispiel: „Der Kaufpreis für das Grundstück be-
trägt 2.500.000 EUR. Dieser Preis ist fest und 
nicht verhandelbar.“

Mindestgebot

Beim Mindestgebot legt die Kommune einen unte-
ren Grenzpreis fest, den die Bewerber mindestens 
bieten müssen. Die Bewerber können höhere Ge-
bote abgeben, und die Vergabe kann auf der Grund-
lage des höchsten Gebots erfolgen, sofern das Kon-
zept den Qualitätsanforderungen entspricht.

Vorteile:

 • Marktorientierung: Der Preis wird durch den 
Wettbewerb unter den Bewerbern bestimmt, was 
oft zu marktgerechten Ergebnissen führt.

 • Potenzial für höhere Erlöse: Die Kommune 
hat die Möglichkeit, höhere Einnahmen aus dem 
Verkauf des Grundstücks zu erzielen.

 • Anreiz für Bewerber: Bewerber sind motiviert, 
nicht nur qualitativ hochwertige Konzepte, son-
dern auch attraktive Preisangebote einzureichen.

Nachteile:

 • Unsicherheit: Es besteht eine Unsicherheit hin-
sichtlich des endgültigen Kaufpreises, sowohl für 
die Kommune als auch für die Bewerber.

 • Fokus auf Preis: Es besteht die Gefahr, dass der 
Fokus zu stark auf den Preis gelegt wird und die 
Qualität der Konzepte darunter leidet.

Beispiel für Mindestgebot:

 • Bekanntmachung des Mindestgebots: Die 
Kom mu ne legt das Mindestgebot für das Grund-
stück auf 1.800.000 EUR fest und fordert die Be-
werber auf, ihre Gebote entsprechend abzugeben.

 Beispiel: „Das Mindestgebot für das Grundstück 
beträgt 1.800.000 EUR. Bewerber können höhe-
re Gebote abgeben.“

Vorgehensweise bei der Festlegung des 
Kaufpreises

Analyse des Marktwerts:

 • Marktstudien: Durchführung von Marktstu-
dien und Gutachten, um den aktuellen Markt-
wert des Grundstücks zu ermitteln.

 Beispiel: „Ein unabhängiges Gutachten hat den 
Marktwert des Grundstücks auf 2.500.000 EUR 
geschätzt.“

Berücksichtigung kommunaler Ziele:

 • Städtebauliche und soziale Ziele: Überprü-
fung, ob der Festpreis oder das Mindestgebot 
besser dazu geeignet ist, die städtebaulichen und 
sozialen Ziele der Kommune zu erreichen.

 Beispiel: „Für die Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus könnte ein Festpreis mit zusätzlichen 
Qualitätskriterien vorteilhaft sein.“

Festlegung und Bekanntmachung:

 • Transparente Kommunikation: Klare und trans-
parente Kommunikation des festgelegten Preises 
oder des Mindestgebots in der Ausschreibung.

 Beispiel: „Der festgelegte Kaufpreis bzw. das 
Mindestgebot wird in der offiziellen Ausschrei-
bung bekanntgegeben und erläutert.“
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Verfahrensbeispiele

Festpreisverfahren:

 • Schritt 1: Die Kommune führt eine Markt-
wertanalyse durch und legt den Festpreis auf 
2.500.000 EUR fest.

 • Schritt 2: Die Ausschreibung wird veröffent-
licht, wobei der Festpreis klar angegeben ist.

 • Schritt 3: Die Bewerber reichen ihre Konzepte 
ein, wobei der Fokus auf der Qualität des Kon-
zepts liegt.

 • Schritt 4: Das Bewertungsgremium bewertet die 
Konzepte anhand der festgelegten Kriterien.

 • Schritt 5: Das beste Konzept wird ausgewählt 
und der Kaufvertrag zu dem festgelegten Preis 
abgeschlossen.

Mindestgebotsverfahren:

 • Schritt 1: Die Kommune führt eine Marktwert-
analyse durch und legt das Mindestgebot auf 
1.800.000 EUR fest.

 • Schritt 2: Die Ausschreibung wird veröffentlicht, 
wobei das Mindestgebot klar angegeben ist.

 • Schritt 3: Die Bewerber reichen ihre Konzepte 
und Gebote ein.

 • Schritt 4: Das Bewertungsgremium bewertet die 
Konzepte anhand der festgelegten Kriterien und 
berücksichtigt die Gebote.

 • Schritt 5: Das Konzept mit der besten Kombi-
nation aus Qualität und Gebot wird ausgewählt 
und der Kaufvertrag abgeschlossen.

Fazit

Die Festlegung des Grundstückskaufpreises als Fest-
preis oder Mindestgebot ist ein entscheidender Schritt 
im Konzeptvergabeverfahren. Beide Ansätze haben 
spezifische Vorteile und Herausforderungen, und die 

Wahl sollte sorgfältig abgewogen werden, um die bes-
ten Ergebnisse für die Kommune zu erzielen. Durch 
eine transparente Kommunikation und eine fundierte 
Marktanalyse kann die Kommune sicherstellen, dass 
der Kaufpreis fair und marktgerecht ist und gleichzei-
tig die qualitativen Ziele des Projekts erreicht werden.

A.14 Terminübersicht

 • Verfahren

 • erforderliche Beschlüsse

Eine klare und präzise Terminübersicht ist entschei-
dend für den reibungslosen Ablauf des Konzeptver-
gabeverfahrens. Sie stellt sicher, dass alle Beteiligten 
– sowohl die Bewerber als auch die Mitglieder des 
Bewertungsgremiums und die Vertreter der Kom-
mune – über die zeitlichen Abläufe informiert sind 
und ihre Aufgaben fristgerecht erledigen können.

Verfahren

Die Terminübersicht sollte alle wichtigen Meilen-
steine des Verfahrens enthalten, von der Ausschrei-
bung bis zur endgültigen Vergabe des Grundstücks. 
Dies umfasst die verschiedenen Stufen des Verfah-
rens sowie die Fristen für die Einreichung von Unter-
lagen und die Durchführung von Verhandlungen.

Beispielhafte Terminübersicht:

1. Bekanntmachung der Ausschreibung:

 • Datum: 1. Februar 2024

 Beispiel: „Veröffentlichung der Ausschreibung 
auf der Website der Kommune und in regiona-
len Medien.“

2. Ausgabe der Unterlagen:

 • Beginn: 5. Februar 2024

 • Ende: 20. Februar 2024

 Beispiel: „Interessierte Bewerber können die 
Unterlagen im Bauamt abholen oder über das 
Online-Portal herunterladen.“
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3. Frist für die Einreichung der Bewerbungs-
unterlagen (1. Stufe):

 • Datum: 1. März 2024

 Beispiel: „Alle Bewerbungsunterlagen müssen 
bis zum 1. März 2024, 12:00 Uhr, eingereicht 
werden.“

4. Vorprüfung der Bewerbungsunterlagen:

 • Beginn: 2. März 2024

 • Ende: 10. März 2024

 Beispiel: „Die Verwaltung prüft die Vollständig-
keit und Eignung der eingereichten Unterlagen.“

5. Einladung zur Einreichung der Bebauungs-
konzepte (2. Stufe):

 • Datum: 15. März 2024

 Beispiel: „Geeignete Bewerber werden zur Ein-
reichung detaillierter Bebauungskonzepte ein-
geladen.“

6. Frist für die Einreichung der Bebauungskon-
zepte:

 • Datum: 30. April 2024

 Beispiel: „Die Bebauungskonzepte müssen bis 
zum 30. April 2024, 12:00 Uhr, eingereicht 
werden.“

7. Bewertung der Bebauungskonzepte:

 • Beginn: 1. Mai 2024

 • Ende: 15. Mai 2024

 Beispiel: „Das Bewertungsgremium bewertet 
die eingereichten Konzepte anhand der festge-
legten Kriterien.“

8. Einladung zur Vergabeverhandlung  
(3. Stufe):

 • Datum: 20. Mai 2024

 Beispiel: „Die Bewerber, deren Konzepte aus-
gewählt wurden, werden zur Vergabeverhand-
lung eingeladen.“

9. Durchführung der Vergabeverhandlung:

 • Beginn: 1. Juni 2024

 • Ende: 10. Juni 2024

 Beispiel: „Verhandlungen über die letzten De-
tails und Vertragsbedingungen.“

10. Erstellung der Empfehlung durch das Bewer-
tungsgremium:

 • Datum: 15. Juni 2024

 Beispiel: „Das Gremium erstellt eine Empfeh-
lung für den Gemeinderat.“

11. Beschlussfassung durch den Gemeinderat:

 • Datum: 25. Juni 2024

 Beispiel: „Der Gemeinderat trifft die endgültige 
Entscheidung über die Vergabe des Grundstücks.“

12. Benachrichtigung der erfolgreichen Bewerber:

 • Datum: 30. Juni 2024

 Beispiel: „Die erfolgreichen Bewerber werden 
über die Entscheidung informiert.“

13. Vertragsunterzeichnung:

 • Datum: 15. Juli 2024

 Beispiel: „Offizielle Unterzeichnung des Kauf-
vertrags und weiterer Vereinbarungen.“

Erforderliche Beschlüsse

Während des Verfahrens müssen verschiedene Be-
schlüsse gefasst werden, um die einzelnen Schritte 
zu legitimieren und die Ergebnisse zu bestätigen. 
Diese Beschlüsse sollten klar definiert und termi-
niert sein, um Verzögerungen zu vermeiden.
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Beispielhafte erforderliche Beschlüsse:

1. Beschluss zur Ausschreibung:

 • Datum: 15. Januar 2024

 Beispiel: „Der Gemeinderat beschließt die 
Durchführung des Konzeptvergabeverfahrens 
und die Ausschreibung.“

2. Beschluss zur Auswahl der Bewerber nach 
der 1. Stufe:

 • Datum: 12. März 2024

 Beispiel: „Der Gemeinderat bestätigt die Aus-
wahl der qualifizierten Bewerber für die zweite 
Stufe.“

3. Beschluss zur Empfehlung des Bewertungs-
gremiums:

 • Datum: 20. Juni 2024

 Beispiel: „Der Gemeinderat stimmt der Emp-
fehlung des Bewertungsgremiums zu und be-
schließt die Vergabeverhandlung.“

4. Endgültiger Vergabebeschluss:

 • Datum: 25. Juni 2024

 Beispiel: „Der Gemeinderat trifft die endgültige 
Entscheidung zur Vergabe des Grundstücks an 
den ausgewählten Bewerber.“

Fazit

Eine detaillierte Terminübersicht und klar definier-
te erforderliche Beschlüsse sind entscheidend für die 
erfolgreiche Durchführung des Konzeptvergabever-
fahrens. Sie gewährleisten, dass alle Beteiligten recht-
zeitig informiert sind und ihre Aufgaben fristgerecht 
erledigen können, wodurch das Verfahren transpa-
rent und effizient abläuft. Die rechtzeitige Beschluss-
fassung durch den Gemeinderat stellt sicher, dass alle 
Schritte des Verfahrens legitimiert und die Entschei-
dungen politisch getragen werden.
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B.1 Die Stadt/Gemeinde und ihre 
 Entwicklungsperspektive 

Rahmenbedingungen und allgemeine  
Beschreibung

Rahmenbedingungen und allgemeine 
Beschreibung

Die Beschreibung der Stadt oder Gemeinde und 
ihrer Entwicklungsperspektiven bildet die Grund-
lage für das Konzeptvergabeverfahren. Sie soll den 
Bewerbern ein klares Bild der lokalen Gegebenhei-
ten, Ziele und Herausforderungen vermitteln. Eine 
fundierte Darstellung der Rahmenbedingungen 
und der allgemeinen Beschreibung hilft den Bewer-
bern, ihre Konzepte passgenau auf die spezifischen 
Bedürfnisse und Ziele der Kommune auszurichten.

1. Lage und geografische Gegebenheiten

Beispielhafte Inhalte:

 • Lage: Beschreibung der geographischen Lage 
der Stadt oder Gemeinde.

 Beispiel: „Die Stadt Musterstadt liegt im südli-
chen Teil von Bayern, eingebettet in eine hüge-
lige Landschaft und umgeben von ausgedehnten 
Wäldern und Flüssen.“

 • Topografie: Darstellung der topografischen Be-
sonderheiten und ihrer Auswirkungen auf die 
Stadtentwicklung.

 Beispiel: „Die Stadt liegt auf einem Plateau, das eine 
hervorragende Aussicht bietet, jedoch auch beson-
dere Anforderungen an die Entwässerung stellt.“

2. Demografische Entwicklung → als 
Vorlage oder Anregung für die Präambel

Beispielhafte Inhalte:

 • Bevölkerungsstruktur: Analyse der aktuellen 
Bevölkerungsstruktur, einschließlich Altersver-
teilung, Haushaltsgrößen und sozioökonomi-
scher Daten.

 Beispiel: „Musterstadt hat derzeit etwa 50.000 
Einwohner, wobei 20% der Bevölkerung älter als 
65 Jahre und 15% jünger als 18 Jahre sind.“

 • Prognosen: Vorausschau auf die demografische 
Entwicklung und ihre Auswirkungen auf die 
Stadtplanung.

 Beispiel: „Prognosen zeigen, dass die Bevölkerung 
in den nächsten 10 Jahren um 5% wachsen wird, 
hauptsächlich durch Zuzug junger Familien.“

3. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Beispielhafte Inhalte:

 • Wirtschaftsstruktur: Beschreibung der wich-
tigsten Wirtschaftszweige und deren Bedeutung 
für die Stadt.

 Beispiel: „Die Wirtschaft von Musterstadt wird 
von der Automobilindustrie und dem Tourismus 
dominiert. Wichtige Arbeitgeber sind die ABC 
AG und verschiedene mittelständische Unter-
nehmen.“

 • Arbeitsmarkt: Analyse der Beschäftigungslage 
und Arbeitsmarktperspektiven.

 Beispiel: „Die Arbeitslosenquote liegt derzeit bei 
4%, wobei ein hoher Bedarf an Fachkräften im 
technischen und medizinischen Bereich besteht.“

TEIL B 
Inhaltliche Vorgaben 
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4. Infrastruktur und Verkehr

Beispielhafte Inhalte:

 • Verkehrsanbindung: Beschreibung der Verkehrs-
anbindung und der Erreichbarkeit der Stadt.

 Beispiel: „Musterstadt ist gut an das überregionale 
Straßennetz angebunden, mit direktem Zugang 
zur Autobahn A1 und einem Bahnhof, der regel-
mäßige Verbindungen zu den Großstädten bietet.“

 • Öffentlicher Nahverkehr: Darstellung des öf-
fentlichen Nahverkehrsangebots.

 Beispiel: „Ein umfassendes Busnetz und eine 
neue Straßenbahnlinie sorgen für eine gute Er-
reichbarkeit innerhalb der Stadt und den angren-
zenden Gemeinden.“

5. Soziale Infrastruktur

Beispielhafte Inhalte:

 • Bildung: Darstellung des Bildungsangebots, von 
Kindergärten bis zu weiterführenden Schulen 
und Hochschulen.

 Beispiel: „Musterstadt verfügt über ein breites 
Bildungsangebot, einschließlich drei Grund-
schulen, zwei Gymnasien und einem Techni-
schen Gymnasium.“

 • Gesundheitsversorgung: Beschreibung der Ge-
sundheitsinfrastruktur, einschließlich Kranken-
häuser, Ärzte und Pflegeeinrichtungen.

 Beispiel: „Die Stadt bietet eine exzellente Ge-
sundheitsversorgung mit einem modernen 
Krankenhaus, mehreren Fachärzten und Senio-
renpflegeeinrichtungen.“

 • Freizeit und Kultur: Darstellung der Freizeit- 
und Kultureinrichtungen.

 Beispiel: „Kulturelle Angebote umfassen ein The-
ater, mehrere Museen und ein lebendiges Ver-
einsleben mit zahlreichen Sport- und Freizeit-
möglichkeiten.“

6. Wohnraum und Stadtentwicklung

Beispielhafte Inhalte:

 • Wohnungsmarkt: Analyse des Wohnungs-
markts, einschließlich Angebot und Nachfrage, 
Miet- und Kaufpreise.

 Beispiel: „Der Wohnungsmarkt in Musterstadt 
ist angespannt, mit einer hohen Nachfrage nach 
bezahlbarem Wohnraum und mit steigenden 
Mietpreisen.“

 • Stadtentwicklung: Darstellung der städtischen 
Entwicklungsziele und -strategien.

 Beispiel: „Die Stadt verfolgt eine nachhaltige 
Stadtentwicklungspolitik, die den Ausbau von 
Wohnraum, die Verbesserung der Lebensqualität 
und den Schutz der Umwelt in Einklang bringt.“

7. Zukünftige Herausforderungen und 
Chancen

Beispielhafte Inhalte:

 • Herausforderungen: Identifizierung der wichtigs-
ten Herausforderungen für die Stadtentwicklung.

 Beispiel: „Eine der größten Herausforderungen 
für Musterstadt ist die Anpassung an den demo-
grafischen Wandel und die Sicherstellung einer 
ausreichenden Infrastruktur für die alternde 
Bevölkerung.“

 • Chancen: Darstellung der Potenziale und Chan-
cen für zukünftige Entwicklungen.

 Beispiel: „Die Stadt hat großes Potenzial für die 
Entwicklung nachhaltiger Wohnprojekte und 
die Stärkung des Wirtschaftsstandorts durch In-
novationscluster.“
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Fazit

Die Rahmenbedingungen und eine allgemeine Be-
schreibung der Stadt oder Gemeinde und ihrer Ent-
wicklungsperspektiven bieten den Bewerbern eine 
fundierte Grundlage für die Ausarbeitung ihrer Kon-
zepte. Eine detaillierte und transparente Darstellung 
der lokalen Gegebenheiten, Ziele und Herausforde-
rungen unterstützt die Bewerber dabei, passgenaue 
und zukunftsorientierte Lösungen zu entwickeln, die 
den spezifischen Bedürfnissen und Prioritäten der 
Kommune gerecht werden.

B.2 Städtebauliche  
 Rahmenbedingungen

Einbindung des Vorhabengrundstück ins  
städtebauliche Umfeld

Die städtebaulichen Rahmenbedingungen beschreiben, 
wie das Vorhabengrundstück ins bestehende städtebau-
liche Umfeld integriert werden soll. Diese Vorgaben 
sind entscheidend für die harmonische und funktionale 
Einbindung des neuen Bauprojekts in die bestehende 
Struktur der Stadt oder Gemeinde. Eine sorgfältige 
Planung und Berücksichtigung dieser Rahmenbedin-
gungen trägt zur städtebaulichen Qualität und zur Er-
reichung der städtischen Entwicklungsziele bei.

1. Lage des Vorhabengrundstücks

Beschreibung der Lage:

 • Geografische Position: Präzise Beschreibung 
der Lage des Grundstücks innerhalb der Stadt 
oder Gemeinde.

 Beispiel: „Das Vorhabengrundstück befindet sich 
im südöstlichen Teil von Musterstadt, zwischen 
der Hauptstraße und dem Stadtpark.“

 • Umgebung: Charakterisierung der unmittelba-
ren Umgebung, einschließlich vorhandener Be-
bauung, Grünflächen und Infrastruktur.

 Beispiel: „Das Grundstück grenzt im Westen an eine 
Wohnsiedlung aus den 1970er-Jahren und im Os-
ten an den Stadtpark. Im Norden befindet sich ein 
Schulkomplex und im Süden verläuft die Haupt-
straße mit verschiedenen Gewerbebetrieben.“

2. Bestehende Bebauungsstruktur

Analyse der Bebauung:

 • Gebäudetypen und Nutzungen: Darstellung 
der vorhandenen Gebäudetypen und deren Nut-
zungen in der Umgebung.

 Beispiel: „Die umliegende Bebauung besteht 
überwiegend aus mehrgeschossigen Wohnhäu-
sern, Einzelhandelsgeschäften und öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten.“

 • Bauhöhen und Dichten: Informationen zu den 
Bauhöhen und Bebauungsdichten der Nachbar-
gebäude.

 Beispiel: „Die Gebäude in der Nachbarschaft 
haben durchschnittlich vier bis fünf Geschosse, 
mit einer Bebauungsdichte von etwa 0,8 GFZ.“

3. Verkehrsanbindung und Erreichbarkeit

Verkehrsinfrastruktur:

 • Straßenanbindung: Beschreibung der Straßen-
anbindungen und deren Kapazitäten.

 Beispiel: „Das Grundstück ist über die Haupt-
straße direkt an das städtische Straßennetz ange-
bunden, mit Zugang zur Autobahn A1 in etwa 
10 Kilometern Entfernung.“

 • Öffentlicher Nahverkehr: Informationen über 
die Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr.

 Beispiel: „In unmittelbarer Nähe befinden sich 
mehrere Bushaltestellen mit Verbindungen in die 
Innenstadt und zu den umliegenden Stadtteilen.“
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4. Grüne Infrastruktur und Freiflächen

Grünflächen und Erholungsgebiete:

 • Vorhandene Grünflächen: Beschreibung der 
vorhandenen Grünflächen und deren Nutzung.

 Beispiel: „Der angrenzende Stadtpark bietet um-
fangreiche Erholungs- und Freizeitmöglichkei-
ten und ist ein wichtiger Bestandteil des städti-
schen Grünflächennetzes.“

 • Planung zusätzlicher Grünflächen: Vorgaben 
zur Integration neuer Grünflächen und Freiräu-
me im Rahmen des Projekts.

 Beispiel: „Es ist geplant, auf dem Grundstück zu-
sätzliche Grünflächen und Spielplätze zu schaf-
fen, um die Aufenthaltsqualität zu erhöhen und 
das Angebot an öffentlichen Erholungsräumen 
zu erweitern.“

5. Baurechtliche Vorgaben

Rechtliche Rahmenbedingungen:

 • Flächennutzungsplan: Darstellung der im Flä-
chennutzungsplan vorgesehenen Nutzung des 
Grundstücks.

 Beispiel: „Der Flächennutzungsplan weist das 
Grundstück als Wohnbaufläche aus, mit einer 
maximalen GFZ von 1,0.“

 • Bebauungsplan: Detaillierte Vorgaben aus dem 
Bebauungsplan, falls vorhanden, einschließlich 
Baugrenzen, Gebäudehöhen und Nutzungsarten.

 Beispiel: „Der Bebauungsplan Nr. 123 erlaubt 
eine Bebauung mit maximal fünf Geschossen 
und schreibt eine Nutzungsmischung aus Woh-
nen und Dienstleistungen vor.“

6. Städtebauliche Ziele und Konzepte

Entwicklungsziele der Stadt:

 • Nachhaltige Stadtentwicklung: Vorgaben zur 
nachhaltigen Gestaltung des Bauprojekts.

 Beispiel: „Das Projekt soll hohe Anforderungen 
an die Energieeffizienz und die Verwendung 
nachhaltiger Baustoffe erfüllen. Es wird erwar-
tet, dass mindestens 15% der Wohnfläche als so-
zialer Wohnungsbau ausgewiesen werden.“

 • Integration in die Stadtstruktur: Ziele zur har-
monischen Einbindung des Projekts in die be-
stehende Stadtstruktur.

 Beispiel: „Das Bauprojekt soll die bestehenden 
städtebaulichen Strukturen respektieren und 
eine Übergangszone zwischen der Wohnsied-
lung und dem Stadtpark schaffen.“

7. Anforderungen an die architektoni
sche Gestaltung

Gestaltungsvorgaben:

 • Architektonische Qualität: Anforderungen an 
die gestalterische Qualität und die architektoni-
sche Integration.

 Beispiel: „Die architektonische Gestaltung soll 
sich durch eine hohe gestalterische Qualität aus-
zeichnen und die lokalen Baukulturen berück-
sichtigen. Moderne und traditionelle Elemente 
sollen harmonisch kombiniert werden.“

Fazit

Die Einbindung des Vorhabengrundstücks ins städ-
tebauliche Umfeld ist ein entscheidender Aspekt des 
Konzeptvergabeverfahrens. Eine gründliche Analyse 
der bestehenden Strukturen, eine klare Beschreibung 
der baurechtlichen Vorgaben und eine präzise Defi-
nition der städtebaulichen Ziele ermöglichen es den 
Bewerbern, Konzepte zu entwickeln, die harmonisch 
und funktional ins bestehende Stadtbild integriert 
sind. Durch die Berücksichtigung der städtebaulichen 
Rahmenbedingungen kann die Kommune sicherstel-
len, dass das Bauprojekt einen positiven Beitrag zur 
Stadtentwicklung leistet und die Lebensqualität der 
Bewohner verbessert.
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B.3 Der Planungsbereich 

Vorhabengrundstück

Die detaillierte Beschreibung des Vorhabengrund-
stücks ist ein zentraler Bestandteil der inhaltlichen 
Vorgaben im Konzeptvergabeverfahren. Diese Be-
schreibung umfasst sowohl die physischen Merk-
male des Grundstücks als auch die rechtlichen und 
planungsrelevanten Rahmenbedingungen. Eine 
umfassende und klare Darstellung ermöglicht es 
den Bewerbern, ihre Konzepte optimal an die Ge-
gebenheiten des Grundstücks anzupassen.

1. Grundstücksbeschreibung

Lage und Größe:

 • Adresse und geografische Koordinaten: Exak-
te Angaben zur Lage des Grundstücks.

 Beispiel: „Das Vorhabengrundstück befindet 
sich an der Musterstraße 123, Koordinaten 
48.137154, 11.576124.“

 • Fläche: Gesamtfläche des Grundstücks in Qua-
dratmetern.

 Beispiel: „Das Grundstück umfasst eine Gesamt-
fläche von 5.000 Quadratmetern.“

Topografie und Bodenbeschaffenheit:

 • Geländebeschaffenheit: Beschreibung der to-
pografischen Merkmale wie Höhenunterschiede, 
Hanglagen oder ebenes Gelände.

 Beispiel: „Das Grundstück ist überwiegend eben, 
mit einem leichten Gefälle in Richtung Süden.“

 • Bodenart: Informationen zur Bodenbeschaffen-
heit und Tragfähigkeit.

 Beispiel: „Der Boden besteht hauptsächlich aus 
sandigem Lehm mit einer guten Tragfähigkeit 
für bauliche Maßnahmen.“

2. Nutzungsarten und Zonen

Flächennutzungsplan und Bebauungsplan:

 • Vorgesehene Nutzung: Angabe der im Flächen-
nutzungsplan und Bebauungsplan vorgesehenen 
Nutzungen.

 Beispiel: „Der Flächennutzungsplan weist das 
Grundstück als Wohnbaufläche aus. Der Bebau-
ungsplan Nr. 45 erlaubt eine Nutzungsmischung 
aus Wohnen, Dienstleistungen und Einzelhandel.“

Wenn kein Bebauungsplan vorhanden:

 • Verweis auf städtebauliche Rahmenbedingun-
gen: Wenn aktuell kein Bebauungsplan vorhan-
den ist, dienen die städtebaulichen Rahmen-
bedingungen als Orientierung für die geplante 
Nutzung und Gestaltung des Grundstücks.

 • Ergebnis der Konzeptvergabe als Grundla-
ge: Das Ergebnis der Konzeptvergabe wird die 
Grundlage für die Erstellung des Bebauungs-
plans sein. Dieser Prozess gewährleistet, dass die 
Anforderungen und Vorstellungen der Kommu-
ne in die spätere Planung integriert werden.

 Beispiel: „Da derzeit kein Bebauungsplan für 
das Grundstück besteht, werden die städtebau-
lichen Rahmenbedingungen als Orientierung 
herangezogen. Das Ergebnis der Konzeptverga-
be bildet die Basis für die spätere Erstellung des 
Bebauungsplans.“

3. Technische Infrastruktur

Erschließung und Versorgung:

 • Straßenanbindung: Beschreibung der vorhan-
denen und geplanten Straßenanbindungen.

 Beispiel: „Das Grundstück ist über die Muster-
straße erschlossen und hat eine direkte Zufahrt 
zur Hauptstraße B123.“

 • Versorgungseinrichtungen: Informationen 
über die vorhandene und geplante technische In-
frastruktur (Wasser, Abwasser, Strom, Gas, Tele-
kommunikation).
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 Beispiel: „Das Grundstück ist an das städtische 
Wasser- und Abwassernetz angeschlossen. Strom- 
und Gasanschlüsse sind ebenfalls vorhanden.“

Entwässerung und Umweltauflagen:

 • Entwässerungskonzept: Angaben zum bestehen-
den oder erforderlichen Entwässerungskonzept.

 Beispiel: „Für das Grundstück liegt ein Entwässe-
rungskonzept vor, das die Ableitung von Oberflä-
chenwasser in das städtische Kanalsystem vorsieht.“

 • Umweltauflagen: Beschreibung von Umweltauf-
lagen und Anforderungen an den Umweltschutz.

 Beispiel: „Es sind Maßnahmen zum Schutz der 
angrenzenden Grünflächen und zur Minimie-
rung der Bauemissionen erforderlich.“

4. Besonderheiten und Einschränkungen

Denkmalschutz und Altlasten

Denkmalschutz:

Falls sich auf den zu vergebenden Grundstücken 
denkmalgeschützte Gebäude oder Strukturen be-
finden, sind diese in das Bauprojekt zu integrieren. 
Die Anforderungen des Denkmalschutzes sind da-
bei zwingend zu berücksichtigen.

 • Beispiel: „Auf dem Grundstück befindet sich 
eine denkmalgeschützte Villa, deren Erhalt und 
Integration in das Neubauprojekt gemäß den 
Vorgaben des Landesdenkmalamts sichergestellt 
werden muss.“

Altlasten:

Die Grundstücke sind auf mögliche Altlasten oder 
Bodenverunreinigungen zu untersuchen. Sofern 
Altlasten festgestellt werden, sind Maßnahmen zur 
Bodensanierung vor Baubeginn erforderlich.

 • Beispiel: „Eine Bodenuntersuchung hat geringe 
Kontaminationen aufgrund früherer industriel-
ler Nutzung ergeben. Die Kosten und Maßnah-
men für die Sanierung sind Bestandteil der Bau-
vorbereitung.“

Kampfmitteluntersuchung:

Die zu vergebenden Grundstücke sind, sofern er-
forderlich, auf mögliche Kampfmittel aus vergan-
genen militärischen Nutzungen oder kriegerischen 
Ereignissen zu untersuchen. Eine entsprechende 
Untersuchung und Freigabe ist vor Baubeginn 
durchzuführen, um die Sicherheit der Baustelle 
und der späteren Nutzung zu gewährleisten.

 • Beispiel: „Das Grundstück liegt in einem Be-
reich, der gemäß den Angaben der örtlichen 
Kampfmittelräumung als potenziell belastet gilt. 
Eine Kampfmitteluntersuchung ist durchzufüh-
ren, bevor Baumaßnahmen eingeleitet werden 
können.“

Hinweis: Die Kosten für die Durchführung einer 
Kampfmitteluntersuchung und etwaige Räum-
maßnahmen sind in die Projektkalkulation auf-
zunehmen und zwischen der Kommune und dem 
Käufer vertraglich zu regeln.

Rechtliche Auflagen und Servitute:

 • Grunddienstbarkeiten: Beschreibung von 
Grund dienstbarkeiten oder anderen rechtlichen 
Einschränkungen.

 Beispiel: „Auf dem Grundstück besteht ein We-
gerecht für das angrenzende Grundstück, das bei 
der Planung berücksichtigt werden muss.“

 • Baulasten: Informationen über bestehende 
Baulasten.

 Beispiel: „Eine Baulast zugunsten der Stadt be-
steht für einen geplanten Gehweg entlang der 
östlichen Grundstücksgrenze.“
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5. Entwicklungsziele und Vorgaben

Städtebauliche Integration:

 • Ziele der Stadtentwicklung: Beschreibung der 
städtischen Entwicklungsziele für das Vorhaben-
grundstück.

 Beispiel: „Das Projekt soll die städtische Entwick-
lungsstrategie unterstützen, indem es hochwerti-
gen Wohnraum schafft und gleichzeitig Gewer-
beflächen für lokale Unternehmen bereitstellt.“

 • Architektonische Vorgaben: Anforderungen an 
die architektonische Gestaltung und die städte-
bauliche Integration.

 Beispiel: „Die Bebauung soll sich harmonisch in 
die Umgebung einfügen und durch moderne, 
nachhaltige Architektur überzeugen.“

Fazit

Eine detaillierte Beschreibung des Vorhabengrund-
stücks im Planungsbereich bietet den Bewerbern 
alle notwendigen Informationen, um ihre Konzepte 
optimal zu entwickeln. Durch die umfassende Dar-
stellung der physischen, rechtlichen und infrastruk-
turellen Rahmenbedingungen können die Bewerber 
sicherstellen, dass ihre Vorschläge den Anforderungen 
und Zielen der Stadt entsprechen. Dies trägt maßgeb-
lich zur Qualität und Nachhaltigkeit der eingereich-
ten Konzepte bei und fördert eine erfolgreiche Umset-
zung des Projekts.

B.4  Zielsetzung der Realisierung

 • energetisches Konzept

 • Einbindung in die städtebauliche Struktur und 
in das räumliche Umfeld

 • architektonische Gestaltung

 • Beitrag zum Quartier

 • ausgewogenes Wohnungsgemenge unter beson-
derer Berücksichtigung von bezahlbarem Woh-
nen, Sozialquote

Fazit

Die Zielsetzung der Realisierung umfasst die Einbin-
dung des Bauprojekts in die städtebauliche Struktur, 
die architektonische Gestaltung, den Beitrag zum 
Quartier und die Schaffung eines ausgewogenen Woh-
nungsgemenges. Durch klare Vorgaben und Empfeh-
lungen können die Bewerber Konzepte entwickeln, 
die den städtebaulichen, sozialen und ökologischen 
Zielen der Kommune entsprechen und zur nachhal-
tigen Entwicklung des Stadtteils beitragen.

B.5 Bestehendes Planungsrecht 

Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, 
§ 34, Rahmenplan etc.

Das Planungsrecht bildet die rechtliche Grundlage 
für die Nutzung und Entwicklung von Grundstü-
cken. Es stellt sicher, dass Bauprojekte den städte-
baulichen Zielen und rechtlichen Vorgaben der 
Kommune entsprechen. In diesem Abschnitt wer-
den die relevanten planungsrechtlichen Dokumente 
und Bestimmungen erläutert, die für das Vorhaben-
grundstück und das geplante Bauprojekt gelten.

Bebauungsplan

 • Bebauungsplan vorhanden:

 ˚ Ja: Der aktuelle Bebauungsplan ist diesem Do-
kument beigefügt und enthält alle relevanten 
Informationen zur Nutzung, Gestaltung und 
Bebauung des Grundstücks.

 Beispiel: „Der Bebauungsplan Nr. 45 ist beige-
fügt und legt die Rahmenbedingungen für die 
Nutzung und Gestaltung des Grundstücks fest.“

 ˚ Nein: In Abwesenheit eines Bebauungsplans 
werden die städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen unter Punkt B.5 Planungsrecht defi-
niert. Das Ergebnis der Konzeptvergabe wird 
als Grundlage für die zukünftige Erstellung des 
Bebauungsplans herangezogen.
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 Beispiel: „Da kein aktueller Bebauungsplan vor-
handen ist, werden die städtebaulichen Rah-
menbedingungen als Orientierung verwendet. 
Das Ergebnis der Konzeptvergabe bildet die 
Grundlage für die spätere Ausarbeitung des Be-
bauungsplans.“

Relevante Inhalte für das Vorhabengrundstück:

 • Städtebauliche Leitlinien: Vorgaben zur 
städte bau lichen Gestaltung und Entwicklung 
des Gebiets.

 Beispiel: „Der Rahmenplan sieht vor, dass das 
Gebiet durch eine Mischung aus Wohn- und Ge-
werbenutzungen belebt wird und eine hohe Auf-
enthaltsqualität bietet.“

 • Entwicklungsziele: Langfristige Ziele und Maß-
nahmen zur Verbesserung der städtebaulichen 
Struktur.

 Beispiel: „Ein Ziel des Rahmenplans ist die 
Schaffung von Grünachsen, die als verbindende 
Elemente zwischen den Wohnquartieren und öf-
fentlichen Einrichtungen dienen.“

Fazit

Das Planungsrecht, bestehend aus dem Flächennut-
zungsplan, dem Bebauungsplan, § 34 BauGB und 
dem Rahmenplan, bildet die Grundlage für die zu-
lässige Nutzung und Gestaltung des Vorhabengrund-
stücks. Eine sorgfältige Berücksichtigung dieser rechtli-
chen Vorgaben ist entscheidend, um die städtebaulichen 
Ziele der Kommune zu erfüllen und ein harmonisches, 
funktionales und nachhaltiges Bauprojekt zu realisie-
ren. Durch die Einhaltung dieser Vorgaben können die 
Bewerber sicherstellen, dass ihre Konzepte den Anfor-
derungen der Stadt entsprechen und zur positiven Ent-
wicklung des Stadtteils beitragen.

B.6 Erschließung, Topografie,  
 Flora und Fauna

Erschließung

Die Erschließung des Vorhabengrundstücks um-
fasst alle Maßnahmen, die notwendig sind, um das 
Grundstück für eine bauliche Nutzung vorzuberei-
ten und an die bestehende Infrastruktur anzubin-
den. Dies umfasst sowohl die verkehrstechnische 
als auch die technische Erschließung.

1. Verkehrstechnische Erschließung:

 • Straßenanbindung: Beschreibung der beste-
henden und geplanten Straßenverbindungen 
zum Vorhabengrundstück.

 Beispiel: „Das Grundstück ist über die Mus-
terstraße direkt an das städtische Straßennetz 
angebunden, mit weiterführender Anbin-
dung zur Hauptstraße B123 und der Auto-
bahn A1.“

 • Öffentlicher Nahverkehr: Darstellung der 
Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr.

 Beispiel: „In unmittelbarer Nähe befinden 
sich mehrere Bushaltestellen mit Verbin-
dungen in die Innenstadt und zu den umlie-
genden Stadtteilen. Der nächste Bahnhof ist 
etwa 2 km entfernt.“

 • Fuß- und Radwege: Beschreibung vorhan-
dener und geplanter Fuß- und Radwege.

 Beispiel: „Das Grundstück wird durch ein 
gut ausgebautes Netz von Fuß- und Radwe-
gen erschlossen, das direkte Verbindungen 
zu den umliegenden Wohngebieten und 
dem Stadtpark bietet.“

2. Technische Erschließung:

 • Wasserversorgung: Angaben zur Anbin-
dung ans städtische Wasserversorgungsnetz.
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 Beispiel: „Das Grundstück ist ans städtische 
Wasserversorgungsnetz angeschlossen. Die 
Hauptwasserleitung verläuft entlang der 
Musterstraße.“

 • Abwasserentsorgung: Beschreibung des An-
schlusses ans Abwassernetz und des Entwäs-
serungskonzepts.

 Beispiel: „Die Abwasserentsorgung erfolgt 
übers städtische Kanalnetz. Ein Regenwasser-
rückhaltebecken wird zur Versickerung und 
Entlastung des Kanalsystems eingerichtet.“

 • Strom- und Gasversorgung: Darstellung 
der Energieversorgung des Grundstücks.

 Beispiel: „Das Grundstück ist ans örtli-
che Strom- und Gasnetz angeschlossen. 
Die Hauptleitungen verlaufen entlang der 
Grundstücksgrenzen.“

 • Telekommunikation: Angaben zur Anbin-
dung ans Telekommunikationsnetz.

 Beispiel: „Eine Glasfaserleitung für schnelles 
Internet ist entlang der Musterstraße verlegt 
und ermöglicht eine Anbindung des Grund-
stücks an das Breitbandnetz.“

Topografie

Die Topografie des Grundstücks beeinflusst die 
baulichen Möglichkeiten und die Gestaltung des 
Bauvorhabens. Eine genaue Analyse der Gelände-
verhältnisse ist daher entscheidend.

1. Geländebeschaffenheit:

 • Höhenprofil: Beschreibung der Höhenun-
terschiede und des Geländeverlaufs.

 Beispiel: „Das Grundstück weist eine leichte 
Hanglage mit einem Höhenunterschied von 
etwa 3 Metern von Norden nach Süden auf.“

 • Bodenbeschaffenheit: Informationen zur 
Bodenart und deren Eignung für Bauprojekte.

 Beispiel: „Der Boden besteht hauptsächlich 
aus sandigem Lehm, der eine gute Tragfähig-
keit für Bauwerke bietet.“

2. Besonderheiten:

 • Topografische Herausforderungen: Be-
schreibung von Herausforderungen wie 
Hanglagen oder steilen Abhängen.

 Beispiel: „Der südliche Teil des Grundstücks 
erfordert spezielle Maßnahmen zur Hangsta-
bilisierung und Erosionskontrolle.“

 • Potenziale: Darstellung der topografischen 
Potenziale, wie besondere Ausblicke oder na-
türliche Schutzmaßnahmen.

 Beispiel: „Die erhöhte Lage des Grundstücks 
bietet attraktive Ausblicke auf die umliegen-
de Landschaft und den Stadtpark.“

Flora und Fauna

Die Berücksichtigung der vorhandenen Flora und 
Fauna ist ein wichtiger Aspekt bei der Planung und 
Umsetzung von Bauvorhaben, um die ökologische 
Balance zu wahren und gesetzlichen Vorgaben zum 
Naturschutz zu entsprechen.

1. Vegetation:

 • Bestandsaufnahme: Beschreibung der vor-
handenen Vegetation auf dem Grundstück.

 Beispiel: „Auf dem Grundstück befinden sich 
mehrere alte Eichen und eine artenreiche He-
cke entlang der östlichen Grundstücksgrenze.“

 • Erhaltenswerte Pflanzen: Identifikation 
und Schutzmaßnahmen für besonders wert-
volle oder geschützte Pflanzenarten.

 Beispiel: „Die alten Eichen werden erhalten 
und in die Grünflächenplanung integriert. 
Die Hecke wird als Habitat für Vögel und In-
sekten geschützt.“
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2. Tierwelt:

 • Bestandsaufnahme: Erfassung der auf dem 
Grundstück lebenden Tierarten.

 Beispiel: „Das Grundstück wird von verschie-
denen Vogelarten, Igeln und Fledermäusen 
genutzt. Eine Fledermauskolonie hat sich im 
alten Schuppen niedergelassen.“

 • Schutzmaßnahmen: Planung und Umset-
zung von Maßnahmen zum Schutz der Tier-
welt während und nach der Bauphase.

 Beispiel: „Während der Bauarbeiten werden 
temporäre Schutzmaßnahmen für die Fle-
dermäuse eingerichtet. Nach Fertigstellung 
werden Nistkästen und Igelquartiere auf dem 
Grundstück installiert.“

3. Umweltauflagen:

 • Naturschutzrechtliche Vorgaben: Einhal-
tung der gesetzlichen Vorgaben zum Schutz 
von Flora und Fauna.

 Beispiel: „Gemäß dem Bundesnaturschutzge-
setz sind bestimmte Bauzeiten einzuhalten, 
um die Brutzeiten der Vögel nicht zu stören. 
Zudem sind Ersatzpflanzungen für entnom-
mene Bäume vorzusehen.“

 • Umweltverträglichkeitsprüfung: Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) bei großen Bauvorhaben.

 Beispiel: „Eine UVP wird durchgeführt, um die 
Auswirkungen des Bauvorhabens auf die Um-
welt zu bewerten und geeignete Maßnahmen 
zur Minderung negativer Effekte festzulegen.“

Fazit

Eine sorgfältige Planung der Erschließung, unter Be-
rücksichtigung der Topografie sowie der Flora und 
Fauna, ist essenziell für ein nachhaltiges und erfolg-
reiches Bauprojekt. Durch die detaillierte Analyse 
und Berücksichtigung dieser Faktoren können die 
Bewerber sicherstellen, dass ihre Konzepte nicht nur 

den technischen und funktionalen Anforderungen 
entsprechen, sondern auch die ökologischen und land-
schaftlichen Qualitäten des Grundstücks erhalten 
und fördern. Dies trägt maßgeblich zur Nachhaltig-
keit und Akzeptanz des Bauprojekts bei.

B.7 Baugrund, Immissionen  
 und Emissionen

Baugrund

Eine gründliche Untersuchung des Baugrunds ist 
essenziell, um die Tragfähigkeit und Eignung des 
Bodens für das geplante Bauprojekt zu bewerten. 
Dies umfasst geotechnische Untersuchungen und 
die Identifikation potenzieller Risiken oder not-
wendiger baulicher Maßnahmen.

1. Geotechnische Untersuchung:

 • Bodenproben und Analyse: Durchführung 
von Bodenproben und deren Analyse zur 
Bestimmung der Bodenschichten und deren 
Eigenschaften.

 Beispiel: „Geotechnische Untersuchungen 
haben ergeben, dass der Baugrund aus san-
digem Lehm besteht, der eine gute Tragfä-
higkeit bietet. In tieferen Schichten wurden 
Tonlagen festgestellt, die spezielle Funda-
mentierungsmaßnahmen erfordern.“

 • Tragfähigkeit und Setzungsverhalten:  
Bestimmung der Tragfähigkeit des Bodens 
und des Setzungsverhaltens unter Last.

 Beispiel: „Die Tragfähigkeitsanalyse zeigt, 
dass der Boden für eine mehrgeschossige 
Bebauung geeignet ist. Es sind jedoch Set-
zungsmaßnahmen zu berücksichtigen, um 
ungleichmäßige Setzungen zu vermeiden.“

1. Baugrundrisiken:

 • Grundwasserstand: Informationen über 
den Grundwasserstand und mögliche Aus-
wirkungen auf die Bauarbeiten.
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 Beispiel: „Der Grundwasserstand liegt bei etwa 
3 Metern unter der Geländeoberkante. Für die 
Bauphase sind daher entsprechende Maßnah-
men zur Grundwasserabsenkung erforderlich.“

 • Altlasten und Kontaminationen: Überprü-
fung auf mögliche Altlasten oder Bodenver-
unreinigungen durch frühere Nutzungen.

 Beispiel: „Bodenproben haben leichte Konta-
minationen durch Schwermetalle aus früheren 
industriellen Nutzungen ergeben. Eine Boden-
sanierung ist vor Baubeginn notwendig.“

Immissionen

Immissionen beziehen sich auf die Einwirkungen 
von Umweltfaktoren wie Lärm, Luftverschmut-
zung und Vibrationen auf das Bauprojekt und die 
zukünftigen Bewohner. Eine sorgfältige Analyse 
und Planung sind notwendig, um negative Auswir-
kungen zu minimieren.

1. Lärmemissionen:

 • Lärmquellen: Identifikation und Bewertung 
der Hauptlärmquellen in der Umgebung des 
Baugrundstücks.

 Beispiel: „Die Hauptlärmquellen in der Um-
gebung sind der Verkehr auf der Hauptstraße 
und die nahegelegene Bahnstrecke.“

 • Lärmschutzmaßnahmen: Planung und Um-
setzung von Maßnahmen zum Schutz der Be-
wohner vor Lärmbelastungen.

 Beispiel: „Es sind schallisolierende Fenster 
und zusätzliche Lärmschutzwände entlang 
der Hauptstraße vorgesehen, um die Lärm-
belastung in den Wohnungen zu reduzieren.“

Fazit

Die sorgfältige Berücksichtigung von Baugrund, Im-
missionen und Emissionen ist entscheidend für die er-
folgreiche Realisierung eines Bauprojekts. Durch eine 
gründliche geotechnische Untersuchung und die Iden-

tifikation potenzieller Risiken können geeignete bauli-
che Maßnahmen geplant und umgesetzt werden. Die 
Bewertung und Minimierung von Immissionen und 
Emissionen tragen dazu bei, die Umweltbelastungen 
zu reduzieren und die Lebensqualität der zukünfti-
gen Bewohner zu sichern. Dies fördert die Nachhal-
tigkeit und Akzeptanz des Projekts sowohl während 
der Bauphase als auch im langfristigen Betrieb.

B.8 Grunddienstbarkeiten  
 und Baulasten

Bei der Planung und Umsetzung eines Bauvorha-
bens müssen mögliche Grunddienstbarkeiten und 
Baulasten berücksichtigt werden. Diese können 
sich auf die Nutzung des Grundstücks und die zu-
lässige Bebauung auswirken. Die Kenntnis und Be-
achtung dieser rechtlichen Einschränkungen ist für 
eine reibungslose Projektabwicklung essenziell.

Typische Arten von Grunddienstbarkeiten:

 • Geh- und Fahrrechte (Wegerechte)

 • Leitungsrechte (Versorgungsdienstbarkeiten)

 • Bebauungsbeschränkungen

 • Typische Baulasten:

 • Abstandsflächenbaulast

 • Zuwegungsbaulast

 • Stellplatzbaulast

 • Auswirkungen auf die Konzeptvergabe

Bewerber sind verpflichtet, sich über bestehende 
Grunddienstbarkeiten und Baulasten zu informie-
ren und ihre Konzepte entsprechend anzupassen. 
In der Konzeptvergabe können Grundstücke mit 
bestehenden Lasten besonders bewertet oder be-
vorzugt vergeben werden, wenn geeignete Lösun-
gen für deren Integration vorgelegt werden. Falls 
neue Baulasten erforderlich sind, kann dies Be-
standteil der Vertragsverhandlungen mit der Kom-
mune sein.
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Fazit

Grunddienstbarkeiten und Baulasten sind wesentli-
che Faktoren für die Nutzung und Entwicklung eines 
Grundstücks. Eine frühzeitige Prüfung und Berück-
sichtigung stellt sicher, dass keine unvorhergesehenen 
Einschränkungen die Projektumsetzung behindern. 
Im Rahmen der Konzeptvergabe müssen Bewerber 
daher nachweisen, dass sie bestehende Lasten in ihr 
Nutzungskonzept integriert haben und mögliche 
Risiken erkannt und bewertet wurden.

B.9 Nutzungen auf dem  
 Vorhabengrundstück

Wohnen, Gewerbe, soziale Infrastruktur

Die geplanten Nutzungen auf dem Vorhabengrund-
stück sollen eine ausgewogene und funktionale 
Mischung darstellen, um den unterschiedlichen 
Bedürfnissen der Bewohner und der umliegenden 
Gemeinschaft gerecht zu werden. Dieser Abschnitt 
beschreibt die geplanten Wohnnutzungen, Gewer-
benutzungen und die soziale Infrastruktur, die auf 
dem Grundstück realisiert werden sollen.

1. Wohnen

Die Schaffung von Wohnraum ist ein zentraler 
Bestandteil des Projekts. Dabei sollen unter-
schiedliche Wohnformen und -größen berück-
sichtigt werden, um ein vielfältiges und inklusi-
ves Wohnangebot zu schaffen.

Ziele und Vorgaben für Wohnnutzungen:

 • Wohnungsmix: Bereitstellung einer Viel-
zahl von Wohnungsgrößen und -typen, um 
verschiedene Zielgruppen anzusprechen, da-
runter Singles, Familien und Senioren.

 Beispiel: „Das Projekt umfasst 20% Einzim-
merwohnungen, 50% Zwei- und Dreizim-
merwohnungen sowie 30% Vierzimmerwoh-
nungen und größere Einheiten.“

 • Bezahlbarer Wohnraum: Sicherstellung 
eines Anteils von bezahlbarem Wohnraum 
durch Nutzung von Förderprogrammen und 
Erfüllung der Sozialquote.

 Beispiel: „Mindestens 15% der Wohnungen 
werden als geförderter Wohnraum angebo-
ten, um bezahlbare Mieten zu gewährleisten.“

 • Qualität und Nachhaltigkeit: Bau von 
qualitativ hochwertigen und nachhaltigen 
Wohngebäuden, die den aktuellen Standards 
entsprechen.

2. Gewerbe

Die Integration von Gewerbeflächen soll zur 
wirtschaftlichen Belebung des Quartiers bei-
tragen und den Bewohnern sowie der umlie-
genden Nachbarschaft Dienstleistungen und 
Einkaufsmöglichkeiten bieten.

Ziele und Vorgaben für Gewerbenutzungen:

 • Nutzungsmischung: Förderung einer Mi-
schung aus Einzelhandel, Dienstleistungen 
und Büronutzungen, um eine lebendige und 
vielseitige Quartiersstruktur zu schaffen.

 Beispiel: „Im Erdgeschoss der Wohngebäu-
de sind Flächen für Einzelhandelsgeschäfte, 
Cafés und Büros vorgesehen.“

 • Lokale Dienstleistungen: Bereitstellung 
von Flächen für lokale Dienstleister und 
Handwerksbetriebe.

 Beispiel: „Ein Friseursalon, ein Bäcker und 
ein kleiner Supermarkt sollen die Grundver-
sorgung der Bewohner sicherstellen.“

Ausstattung und Gestaltung:

 • Flexible Gewerbeflächen: Gestaltung der 
Gewerbeflächen mit flexiblen Grundrissen, 
die an unterschiedliche Nutzungen ange-
passt werden können.

 Beispiel: „Die Gewerbeeinheiten sind modu-
lar gestaltet und können je nach Bedarf kom-
biniert oder getrennt genutzt werden.“
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 • Attraktive Außenbereiche: Gestaltung an-
sprechender Außenbereiche für Gewerbe-
nutzungen, um die Aufenthaltsqualität zu 
erhöhen.

 Beispiel: „Vor den Geschäften und Cafés wer-
den Sitzgelegenheiten und Grünflächen an-
gelegt, die zum Verweilen einladen.“

3. Soziale Infrastruktur

Die soziale Infrastruktur ist ein wichtiger Be-
standteil des Projekts und soll die Lebensqua-
lität der Bewohner und der umliegenden Ge-
meinschaft verbessern.

Ziele und Vorgaben für soziale Infrastruktur:

 • Bildungseinrichtungen: Integration von 
Bildungseinrichtungen wie Kindergärten, 
Schulen und Bildungseinrichtungen.

 Beispiel: „Ein neuer Kindergarten mit 50 
Plätzen und ein Jugendzentrum werden auf 
dem Grundstück errichtet.“

 • Gesundheitsversorgung: Bereitstellung von 
Einrichtungen zur Gesundheitsversorgung, 
wie Arztpraxen oder Gesundheitszentren.

 Beispiel: „Eine Gemeinschaftspraxis mit All-
gemeinmedizinern und Fachärzten wird in 
einem der Wohngebäude untergebracht.“

 • Freizeit und Kultur: Schaffung von Räumen 
für kulturelle und Freizeitaktivitäten.

 Beispiel: „Ein Kulturzentrum mit Veranstal-
tungsräumen und einem kleinen Theater ist 
Teil des Projekts.“

Fazit

Die geplanten Nutzungen auf dem Vorhabengrund-
stück sollen eine ausgewogene Mischung aus Wohn-, 
Gewerbe- und sozialen Nutzungen darstellen. Durch 
die sorgfältige Planung und Gestaltung dieser Nut-
zungen wird ein lebendiges und vielseitiges Quartier 
geschaffen, das den Bedürfnissen der Bewohner und 
der umliegenden Gemeinschaft gerecht wird. Die 

Berücksichtigung von Aspekten wie bezahlbarem 
Wohnraum, lokalen Dienstleistungen und moderner 
sozialer Infrastruktur trägt zur Nachhaltigkeit und 
langfristigen Attraktivität des Projekts bei.

B.10 Parken

Stellplatzschlüssel

Die Planung von Parkflächen und die Festlegung 
eines Stellplatzschlüssels sind wesentliche Aspekte 
der städtebaulichen Entwicklung, die zur Funktio-
nalität und Attraktivität eines Wohn- und Gewer-
begebiets beitragen. Der Stellplatzschlüssel defi-
niert die Anzahl der erforderlichen Parkplätze in 
Relation zu den verschiedenen Nutzungen auf dem 
Vorhabengrundstück.

1. Stellplatzschlüssel für Wohnnutzungen

Ziele und Vorgaben:

 • Bedarfsgerechte Parkflächen: Sicherstel-
lung einer ausreichenden Anzahl von Park-
plätzen für die Bewohner, um die Parkplatz-
situation zu entlasten und den Verkehrsfluss 
zu verbessern.

 Beispiel: „Für die Wohnnutzung wird ein 
Stellplatzschlüssel von 1,0 Stellplätzen pro 
Wohneinheit festgelegt.“

 • Berücksichtigung besonderer Wohnfor-
men: Anpassung des Stellplatzschlüssels an 
unterschiedliche Wohnformen und Bedürf-
nisse, wie z.B. Seniorenwohnen oder Sozial-
wohnungen.

 Beispiel: „Für barrierefreie Wohnungen und 
Seniorenwohnungen wird ein reduzierter 
Stellplatzschlüssel von 0,8 Stellplätzen pro 
Wohneinheit angewendet.“

Planung und Gestaltung:

 • Tiefgaragen und Parkdecks: Bau von Tief-
garagen oder Parkdecks, um die benötig-
ten Parkflächen effizient zu nutzen und den 
oberirdischen Raum für Grünflächen und 
Spielplätze freizuhalten.
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 Beispiel: „Eine Tiefgarage unter den Wohn-
gebäuden bietet Platz für 200 Fahrzeuge, wo-
durch die Oberfläche frei für Grünanlagen 
und Spielplätze bleibt.“

 • Nutzerfreundliche Zugänge: Gestaltung 
benutzerfreundlicher und sicherer Zugänge 
zu den Parkflächen.

 Beispiel: „Die Tiefgaragenzugänge sind mit 
Auf zügen ausgestattet, die einen barrierefreien 
Zugang zu den Wohngebäuden ermöglichen.“

2. Stellplatzschlüssel für Gewerbenutzungen

Ziele und Vorgaben:

 • Bedarfsgerechte Parkflächen für Kunden 
und Mitarbeiter: Sicherstellung ausreichen-
der Parkplätze für Kunden und Mitarbeiter 
der Gewerbebetriebe.

 Beispiel: „Für Gewerbeeinheiten wird ein 
Stellplatzschlüssel von 1,5 Stellplätzen pro 
100 m² Gewerbefläche festgelegt.“

 • Flexibilität und Anpassungsfähigkeit: An-
passung des Stellplatzschlüssels an verschie-
dene Gewerbetypen, wie Einzelhandel, Bü-
ros oder Gastronomie.

 Beispiel: „Einzelhandelsflächen erhalten ei-
nen höheren Stellplatzschlüssel von 2,0 Stell-
plätzen pro 100 m² Verkaufsfläche, während 
für Büros ein Schlüssel von 1,0 Stellplätzen 
pro 100 m² gilt.“

Planung und Gestaltung:

 • Kurzzeitparkplätze: Einrichtung von Kurz-
zeitparkplätzen in der Nähe von Geschäften 
und Dienstleistungsbetrieben, um die Er-
reichbarkeit für Kunden zu verbessern.

 Beispiel: „Vor den Einzelhandelsgeschäften 
werden Kurzzeitparkplätze eingerichtet, die 
eine Parkdauer von maximal 30 Minuten er-
möglichen.“

 • Ladezonen und Lieferantenparkplätze: 
Berücksichtigung spezieller Parkflächen für 
Lieferanten und Ladezonen.

 Beispiel: „Hinter den Gewerbegebäuden sind 
Ladezonen und Parkplätze für Lieferanten 
vorgesehen, um den Lieferverkehr vom Kun-
denverkehr zu trennen.“

3. Stellplatzschlüssel für soziale Infrastruktur

Ziele und Vorgaben:

 • Bedarfsgerechte Parkflächen für Besucher 
und Mitarbeiter: Bereitstellung ausreichen-
der Parkplätze für Besucher und Mitarbeiter 
der sozialen Einrichtungen wie Kindergär-
ten, Schulen und Gesundheitszentren.

 Beispiel: „Für soziale Einrichtungen wird ein 
Stellplatzschlüssel von 1,0 Stellplätzen pro 
Mitarbeiter und 0,5 Stellplätzen pro Besu-
cher festgelegt.“

 • Berücksichtigung von besonderen Anfor-
derungen: Anpassung des Stellplatzschlüs-
sels an die spezifischen Bedürfnisse verschie-
dener sozialer Einrichtungen.

 Beispiel: „Für Kindergärten wird zusätzlich 
ein Stellplatz für jeden Gruppentransportbus 
eingeplant.“

Planung und Gestaltung:

 • Barrierefreie Parkplätze: Einrichtung von 
barrierefreien Parkplätzen in der Nähe der 
Eingänge zu sozialen Einrichtungen.

 Beispiel: „Vor dem Gesundheitszentrum wer-
den fünf barrierefreie Parkplätze direkt ne-
ben dem Haupteingang eingerichtet.“
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 • Kurzzeitparkplätze sowie Hol- und Bring-
zonen: Planung von Kurzzeitparkplätzen so-
wie Hol- und Bringzonen für Kindergärten 
und Schulen.

 Beispiel: „Vor dem Kindergarten wird eine 
Hol- und Bringzone eingerichtet, die es El-
tern ermöglicht, ihre Kinder sicher aus- und 
einsteigen zu lassen.“

4. Nachhaltige Mobilitätskonzepte

Ziele und Vorgaben:

 • Förderung nachhaltiger Mobilität: Integra-
tion von Maßnahmen zur Förderung alterna-
tiver und umweltfreundlicher Verkehrsmittel.

 Beispiel: „Ein Stellplatzschlüssel für Fahrrä-
der wird mit 2 Stellplätzen pro Wohneinheit 
festgelegt, um den Radverkehr zu fördern.“

 • Elektromobilität: Bereitstellung von Lade-
infrastruktur für Elektrofahrzeuge.

 Beispiel: „10% der Stellplätze werden mit La-
destationen für Elektrofahrzeuge ausgestattet.“

Fazit

Die Planung von Parkflächen und die Festlegung ei-
nes Stellplatzschlüssels sind wesentliche Bestandteile 
eines funktionalen und nachhaltigen städtebaulichen 
Konzepts. Durch die bedarfsgerechte Bereitstellung 
von Parkplätzen für Wohn-, Gewerbe- und soziale 
Nutzungen sowie die Förderung nachhaltiger Mobi-
litätslösungen wird die Lebensqualität der Bewohner 
und Nutzer des Quartiers verbessert. Eine sorgfälti-
ge Planung und Gestaltung der Parkflächen tragen 
dazu bei, Verkehrsprobleme zu minimieren und die 
Umweltbelastung zu reduzieren.

B.11 Öffentlicher Raum und  
 private Freiflächen

Einbindung ins städtebauliche Umfeld, 
Versiegelung

Die Gestaltung und Einbindung des öffentlichen 
Raums und der privaten Freiflächen sind zentrale 
Aspekte eines nachhaltigen und lebenswerten Stadt-
quartiers. Öffentliche und private Freiflächen tra-
gen maßgeblich zur Lebensqualität bei, fördern die 
soziale Interaktion und bieten Raum für Erholung 
und Freizeit. Gleichzeitig muss die Versiegelung der 
Flächen minimiert werden, um ökologische Funkti-
onen zu erhalten und das Mikroklima zu verbessern.

1. Einbindung ins städtebauliche Umfeld

Ziele und Vorgaben:

 • Harmonische Integration: Der öffentliche 
Raum und die privaten Freiflächen sollen 
sich harmonisch in die bestehende städte-
bauliche Struktur einfügen und die vorhan-
denen städtischen und landschaftlichen Ele-
mente ergänzen.

 Beispiel: „Die Gestaltung der öffentlichen 
Plätze und Grünflächen orientiert sich an 
den vorhandenen Strukturen des Stadtvier-
tels und schafft nahtlose Übergänge zu den 
benachbarten Wohnquartieren und Parks.“

 • Städtebauliche Identität: Der öffentliche 
Raum soll zur städtebaulichen Identität des 
Quartiers beitragen und den Charakter des 
Stadtteils stärken.

 Beispiel: „Die Gestaltung der Freiflächen 
greift historische Elemente und Materialien 
auf, die typisch für den Stadtteil sind, wie 
Pflastersteine und Klinkermauern.“
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Fazit

Die sorgfältige Planung und Gestaltung des öffent-
lichen Raums und der privaten Freiflächen tragen 
wesentlich zur Lebensqualität und zur nachhaltigen 
Entwicklung des Quartiers bei. Durch die harmoni-
sche Einbindung in das städtebauliche Umfeld, die 
Minimierung der Versiegelung und die Schaffung at-
traktiver, nutzbarer Freiräume wird ein lebenswertes 
und ökologisch wertvolles Stadtquartier geschaffen. 
Diese Maßnahmen fördern die soziale Interaktion, 
bieten Raum für Erholung und Freizeit und tragen 
zur ökologischen Nachhaltigkeit bei.

B.12 Nachhaltigkeit, Energie,  
 Innovation

Besondere Vorgaben aufgrund städti
scher Konzepte

Die Förderung von Nachhaltigkeit, Energieeffi-
zienz und Innovation ist ein zentraler Bestandteil 
moderner städtebaulicher Entwicklungsprojekte. 
Diese Aspekte tragen maßgeblich zur Reduktion 
von Umweltbelastungen, zur Steigerung der Le-
bensqualität und zur langfristigen Wirtschaftlich-
keit von Bauvorhaben bei. Städtische Konzepte 
und Vorgaben spielen hierbei eine entscheidende 
Rolle und legen fest, welche Standards und Maß-
nahmen bei der Planung und Umsetzung von Bau-
projekten eingehalten werden müssen.

1. Nachhaltigkeit

Ziele und Vorgaben:

 • Ökologische Nachhaltigkeit: Förderung von 
Maßnahmen, die den ökologischen Fußabdruck 
des Bauprojekts reduzieren.

 Beispiel: „Das Projekt muss die Vorgaben des 
städtischen Klimaschutzkonzepts erfüllen, wel-
ches die Nutzung von umweltfreundlichen Bau-
stoffen und die Reduktion von CO2-Emissionen 
vorsieht.“

Fazit

Die Integration von Nachhaltigkeit, Energieeffizienz 
und Innovation in die Planung und Umsetzung 
von Bauprojekten ist entscheidend für die Schaffung 
zukunftsfähiger und lebenswerten Stadtquartiere. 
Durch die Erfüllung der städtischen Vorgaben und 
die Umsetzung innovativer und nachhaltiger Maß-
nahmen können Bauprojekte realisiert werden, die 
sowohl den aktuellen als auch den zukünftigen Anfor-
derungen gerecht werden. Dies trägt zur Reduktion 
von Umweltbelastungen, zur Steigerung der Lebens-
qualität und zur wirtschaftlichen Attraktivität der 
Stadt bei.

45



Im digitalen Zeitalter ist die elektronische Einrei-
chung und Verarbeitung von Unterlagen für Bau-
projekte und Konzeptvergaben von zentraler Be-
deutung. Digitale Unterlagen ermöglichen eine 
effizientere Verwaltung, eine schnellere Bearbeitung 
und eine bessere Nachverfolgbarkeit. In diesem Ab-
schnitt wird erläutert, welche digitalen Unterlagen 
für die Teilnahme an der Konzeptvergabe erforder-
lich sind, wie sie einzureichen sind und welche tech-
nischen Anforderungen erfüllt werden müssen.

1. Erforderliche Unterlagen

Die folgenden Unterlagen müssen digital einge-
reicht werden. Die genaue Formatierung und Struk-
turierung der Dateien trägt zur Übersichtlichkeit 
und Nachvollziehbarkeit der Einreichung bei.

A. Bewerbungsunterlagen:

 • Bewerbungsformular: Ein vollständig ausge-
fülltes Bewerbungsformular, das grundlegende 
Informationen über den Bewerber enthält.

 Beispiel: „Das Bewerbungsformular ist als PDF-
Dokument einzureichen und muss Angaben 
zum Unternehmen, zur projektverantwortlichen 
Person und eine Kurzbeschreibung des Konzepts 
enthalten.“

 • Nachweise der Qualifizierung: Dokumente, 
die die Qualifikation des Bewerbers belegen, ein-
schließlich Referenzen und Zertifikate.

 Beispiel: „Referenzprojekte und Zertifikate sind 
als zusammengefasstes PDF-Dokument einzu-
reichen.“

B. Konzeptunterlagen:

 • Städtebauliches Konzept: Eine detaillierte Be-
schreibung des städtebaulichen Konzepts, ein-
schließlich Plänen und Visualisierungen.

 Beispiel: „Das städtebauliche Konzept sollte als 
PDF-Dokument vorliegen und maßstabsgetreue 
Pläne (z.B. im Maßstab 1:500) sowie (optional 
3D-Visualisierungen) enthalten.“

 • Architektonisches Konzept: Detaillierte Entwür-
fe und Pläne der architektonischen Gestaltung.

 Beispiel: „Architektonische Pläne sind als PDF-
Dateien im Maßstab 1:xxx einzureichen und 
sollten Grundrisse, Ansichten und Schnitte um-
fassen.“

 • Nutzungskonzept: Beschreibung der geplanten 
Nutzungen auf dem Vorhabengrundstück, ein-
schließlich Wohn-, Gewerbe- und sozialer Infra-
struktur.

 Beispiel: „Das Nutzungskonzept sollte als PDF-
Dokument vorliegen und eine detaillierte Auf-
schlüsselung der Nutzungsarten und Flächen 
enthalten.“

C. Technische Unterlagen:

 • Energie- und Nachhaltigkeitskonzept: Be-
schreibung der geplanten Maßnahmen zur Ener-
gieeffizienz und Nachhaltigkeit.

 Beispiel: „Das Energie- und Nachhaltigkeits-
konzept ist als PDF-Dokument einzureichen 
und sollte detaillierte Angaben zu den geplanten 
Technologien und Maßnahmen enthalten.“

TEIL C 
Unterlagen (ausschließlich digital) 

46



D. Wirtschaftliche Unterlagen:

 • Finanzierungsnachweis: Bestätigung der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit und Finanzierung des 
Projekts.

 Beispiel: „Ein Finanzierungsnachweis ist als 
PDF-Dokument einzureichen, der durch eine 
Bank oder ein Finanzinstitut ausgestellt wurde.“

 • Kaufpreisangebot: Bestätigung des Kaufpreis-
angebots in einem gesonderten, verschlossenen 
digitalen Umschlag.

 Beispiel: „Das Kaufpreisangebot ist als verschlüs-
seltes PDF-Dokument einzureichen, dessen Ent-
schlüsselung nur durch die Vergabestelle erfolgen 
kann.“

E. Einreichung von Plänen

Digitale Einreichung:

 • Alle Planungsunterlagen müssen digital über das 
Online-Portal der Kommune eingereicht wer-
den. Akzeptierte Formate sind PDF für Doku-
mente und DWG/DXF für CAD-Pläne.

 Beispiel: „Die Pläne sind im PDF-Format hoch-
zuladen, CAD-Zeichnungen sollten im DWG- 
oder DXF-Format vorliegen.“

Einreichung in Papierform:

 • Zusätzlich zur digitalen Einreichung sind die 
Pläne in Papierform einzureichen. Dies ermög-
licht eine detaillierte Überprüfung und Diskus-
sion der Pläne durch das Beurteilungsgremium.

 • Die Papierunterlagen sollten im Format DIN A1 
oder DIN A0 vorgelegt werden, um eine klare 
und übersichtliche Darstellung zu gewährleisten.

 Beispiel: „Die Pläne sind in Papierform im Format 
DIN A1 oder DIN A0 in ausreichender Stückzahl 
(mindestens 5 Exemplare) einzureichen.“

2. Einreichung der Unterlagen

A. Einreichungsplattform:

 • Online-Portal: Alle Unterlagen sind über ein 
speziell eingerichtetes Online-Portal der Kom-
mune einzureichen.

 Beispiel: „Das Online-Portal …….. ermöglicht die 
sichere und strukturierte Einreichung aller erfor-
derlichen Dokumente.“

 • Registrierung: Bewerber müssen sich auf dem 
Online-Portal registrieren, um Zugang zu den 
Einreichungsfunktionen zu erhalten.

 Beispiel: „Nach der Registrierung auf dem Por-
tal erhalten die Bewerber individuelle Zugangs-
daten, mit denen sie ihre Unterlagen hochladen 
können.“

B. Technische Anforderungen:

 • Dateiformate: Alle Unterlagen sind in gängigen 
Dateiformaten einzureichen, bevorzugt PDF.

 Beispiel: „Die Einreichung sollte in PDF-Format 
erfolgen. Pläne können zusätzlich im DWG-For-
mat eingereicht werden, um eine weitergehende 
Bearbeitung zu ermöglichen.“

 • Dateigröße: Begrenzung der maximalen Datei-
größe, um die Handhabung der Dateien zu er-
leichtern.

 Beispiel: „Die maximale Dateigröße für einzelne 
Dateien beträgt 20 MB. Größere Dateien soll-
ten in mehrere Teile aufgeteilt oder komprimiert 
werden.“

 • Dateibenennung: Klare und einheitliche Be-
nennung der Dateien zur besseren Zuordnung.

 Beispiel: „Dateien sind nach dem Schema 'Unter-
nehmen_Dokumententyp_Projektname.pdf ' 
zu benennen, z.B. 'Musterbau_GmbH_Bewer-
bungsformular_ProjektX.pdf '.“
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C. Sicherheitsanforderungen:

 • Verschlüsselung: Sensible Unterlagen, insbe-
sondere das Kaufpreisangebot, sind verschlüsselt 
einzureichen, um die Vertraulichkeit zu gewähr-
leisten.

 Beispiel: „Das Kaufpreisangebot muss als ver-
schlüsseltes PDF-Dokument eingereicht wer-
den. Der Entschlüsselungsschlüssel wird separat 
an die Vergabestelle übermittelt.“

 • Zugangskontrolle: Strenge Zugangskontrollen 
und Authentifizierungsverfahren zum Schutz 
der Daten.

 Beispiel: „Der Zugang zum Online-Portal erfolgt 
über eine Zwei-Faktor-Authentifizierung, um 
die Sicherheit der eingereichten Daten zu ge-
währleisten.“

3. Bearbeitung und Bewertung

A. Vorprüfung:

 • Formale Prüfung: Überprüfung der eingereich-
ten Unterlagen auf Vollständigkeit und Einhal-
tung der formalen Anforderungen.

 Beispiel: „Die formale Prüfung erfolgt unmittel-
bar nach Einreichung der Unterlagen. Bewerber 
werden innerhalb von 5 Werktagen über fehlen-
de oder fehlerhafte Dokumente informiert.“

 • Inhaltliche Vorprüfung: Erste inhaltliche Prü-
fung der Qualifikationsnachweise und Konzepte.

 Beispiel: „Eine inhaltliche Vorprüfung der Un-
terlagen erfolgt durch die Fachabteilungen der 
Kommune, um sicherzustellen, dass die Grund-
anforderungen erfüllt sind.“

B. Bewertung:

 • Bewertungskriterien: Die eingereichten Kon-
zepte werden anhand festgelegter Kriterien be-
wertet, wie Qualität, Nachhaltigkeit und Wirt-
schaftlichkeit.

 Beispiel: „Die Bewertung der Konzepte erfolgt 
nach einem Punktesystem, das Kriterien wie 
städtebauliche Qualität, architektonische Ge-
staltung, Nachhaltigkeit und Innovationsgrad 
berücksichtigt.“

 • Transparenz und Nachvollziehbarkeit: Sicher-
stellung eines transparenten und nachvollziehba-
ren Bewertungsprozesses.

 Beispiel: „Alle Bewertungsschritte werden do-
kumentiert und die Ergebnisse den Bewerbern 
transparent mitgeteilt.“

Fazit

Die digitale Einreichung und Verarbeitung von Un-
terlagen für die Konzeptvergabe ermöglicht eine effi-
ziente und transparente Abwicklung des Verfahrens. 
Durch klare Vorgaben zu den erforderlichen Unterla-
gen, technischen Anforderungen und Sicherheitsmaß-
nahmen können die Bewerber ihre Konzepte struktu-
riert und sicher einreichen. Dies trägt zur Qualität 
und Fairness des Vergabeverfahrens bei und unter-
stützt die nachhaltige Entwicklung des Bauprojekts.
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Die drei wichtigsten Nachhaltigkeitszertifizierun-
gen für Gebäude sind DGNB, LEED und BREE-
AM. Hier eine Übersicht über jeden von ihnen:

DGNB (Deutsche Gesellschaft für  
Nachhaltiges Bauen)

 • Ursprung: Deutschland, 2007

 • Kriterien: Die DGNB-Zertifizierung bewertet 
Gebäude anhand von sechs Hauptkriterien: Öko-
logie, Ökonomie, soziokulturelle und funktionale 
Aspekte, Technik, Prozesse und Standortqualität.

 • Zertifizierungssystem: Das DGNB-System ver-
wendet ein Punktesystem und verleiht Zertifika-
te in den Kategorien Bronze, Silber, Gold und 
Platin, basierend auf der Gesamtpunktzahl.

 • Besonderheiten: DGNB ist bekannt für seine 
ganzheitliche Betrachtung der Nachhaltigkeit, 
die sowohl ökologische als auch ökonomische 
und soziokulturelle Aspekte berücksichtigt.

LEED (Leadership in Energy and  
Environmental Design)

 • Ursprung: USA, entwickelt vom U.S. Green Buil-
ding Council (USGBC) in den 1990er-Jahren.

 • Kriterien: LEED bewertet Gebäude in mehre-
ren Kategorien, darunter nachhaltige Standorte, 
Wassereffizienz, Energie und Atmosphäre, Mate-
rialien und Ressourcen, Innenraumqualität, In-
novation und regionaler Bezug.

 • Zertifizierungssystem: LEED verwendet ein 
Punktesystem, bei dem Gebäude je nach erziel-
ten Punkten in den Kategorien Certified, Silver, 
Gold und Platinum zertifiziert werden.

 • Besonderheiten: LEED ist weltweit anerkannt 
und weit verbreitet, besonders in Nordamerika, 
und legt starken Fokus auf Energieeffizienz und 
die Reduzierung des ökologischen Fußabdrucks.

BREEAM (Building Research  
Establishment Environmental  
Assessment Method)

 • Ursprung: Großbritannien, 1990 von der Buil-
ding Research Establishment (BRE) entwickelt.

 • Kriterien: BREEAM bewertet Gebäude in 
den Kategorien Management, Gesundheit und 
Wohlbefinden, Energie, Transport, Wasser, Ma-
terialien, Abfall, Landnutzung und Ökologie so-
wie Umweltverschmutzung.

 • Zertifizierungssystem: BREEAM verwendet 
ein Bewertungssystem mit den Zertifizierungs-
stufen Pass, Good, Very Good, Excellent und 
Outstanding.

 • Besonderheiten: BREEAM ist das älteste Be-
wertungssystem für nachhaltiges Bauen und wird 
weltweit angewendet. Es bietet detaillierte Leit-
linien und Anpassungen für unterschiedliche 
Gebäudetypen und regionale Besonderheiten.

Vergleich

 • Geografische Verbreitung: LEED und BREE-
AM sind international weit verbreitet, während 
DGNB besonders in Deutschland und Europa 
stark vertreten ist.

 • Fokus: DGNB legt großen Wert auf eine um-
fassende Nachhaltigkeit, die auch ökonomische 
und soziokulturelle Aspekte einbezieht. LEED 
konzentriert sich stark auf Energieeffizienz und 
den ökologischen Fußabdruck, während BREE-
AM eine breite Palette von Umwelt- und Ge-
sundheitskriterien abdeckt.

 • Anwendung: Alle drei Systeme können für ver-
schiedene Gebäudetypen verwendet werden, je-
doch variieren die spezifischen Kriterien und der 
Zertifizierungsprozess.

Diese Zertifizierungssysteme bieten Unternehmen 
und Bauherren Orientierungshilfen zur Förderung 
von Nachhaltigkeit und helfen, die Umweltauswir-
kungen von Gebäuden zu minimieren.

Glossar 
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